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Schwer  
zu fassen
Der Umgang mit Zahlen gehört zum täglichen Geschäft der Sozialwissen-
schaften. Wir arbeiten mit selbst gewonnenen Umfragedaten, mit Daten aus 
großen Erhebungen oder aus der Verwaltung, mit Quoten, Durchschnitten, 
Verteilungen. Gerade erst haben am WZB gleich zwei Workshops zum Thema 
„Text as Data“ stattgefunden – die Nachfrage war zu groß für einen. Moderne 
Methoden plus Künstliche Intelligenz lassen Analysen zu, wie sie noch um 
die Jahrtausendwende unmöglich schienen. Ich selbst habe mit einem Co-
Autor die „wissenschaftliche Nähe“ zwischen 150.000 Paaren von Wissen-
schaftlern berechnet, basierend auf ihren 20 meistzitierten Artikeln. Was 
sich nicht alles in Zahlen fassen lässt! Auch die Beiträge in diesem Heft 
kommen deshalb so leicht nicht auf einen Nenner.

An einer Stelle beginnen wir übrigens gerade neu zu zählen: Erstmals haben 
sich Anfang Oktober mehr als 100 Wissenschaftler*innen aus der ganzen 
Welt am WZB zusammengefunden, um die Herausforderungen für unsere 
modernen Demokratien zu analysieren und Lösungen zu diskutieren. Die 
1. Interdisziplinäre WZB-Jahreskonferenz begeistert mich bis jetzt. Denn der 
Funke zwischen den Disziplinen ist definitiv übergesprungen. Noch nie habe 
ich nach einer Konferenz so viel positives Feedback bekommen – zur Tiefe 
der Diskussionen, zum Erkenntnisgewinn und zu positiven Impulsen für die 
weitere Forschung. Wir Wissenschaftler*innen sprechen viel zu wenig über 
Disziplinen hinweg miteinander. Aber nur wenn wir unsere Ergebnisse zu-
sammentragen, können wir die großen gesellschaftlichen Probleme ange-
hen. Das WZB ist prädestiniert, hierfür den Raum zu schaffen. Daher ist mir 
die neue Initiative der interdisziplinären Jahreskonferenzen ein großes An-
liegen. Lesen Sie auch zu den inspirierenden Oktobertagen mehr im Heft.

Möge die Zahl 2026 viel Gutes mit sich bringen.  
Auf jeden Fall die 2. Interdisziplinäre Jahreskonferenz am WZB!

Nicola Fuchs-Schündeln 
Präsidentin

  Der Text ist gemäß der Creative-Commons-Lizenz CC BY 4.0 nachnutzbar: https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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die problemorientierte Grundlagenforschung 
in den Disziplinen Soziologie, Politologie, Öko-
nomie, Rechtswissenschaften, Geschichte und 
darüber hinaus betreiben. Gefragt wird vor al-
lem nach den Problemlösungskapazitäten ge-
sellschaftlicher und staatlicher Institutionen, 
von der lokalen bis zur globalen Ebene. 
Die Forschungsfelder des WZB sind:
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• Migration, Integration und interkulturelle
  Konfl ikte - Demokratie
• Zivilgesellschaft
• Internationale Beziehungen
• Governance und Recht

Gegründet wurde das WZB 1969 auf Initiative 
von Bundestagsabgeordneten der CDU/CSU und 
SPD. Es ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft.
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Im Interview

Kopf und Zahl
Über Daten, Werte und Interpretationen 

Ein Gespräch mit Lena Hipp und Ruud Koopmans

Um Aussagen über soziale Phänomene treffen zu können, werden auch 
sie gemessen. Doch nicht erst über die Aussagen selbst kann gestritten 
werden, schon die Erhebung der Daten ist ein heikles Unterfangen. 
Gabriele Kammerer hat mit der Ungleichheitssoziologin Lena Hipp und 
dem Migrationsforscher Ruud Koopmans darüber gesprochen, welche 
Bedeutung Zahlen für ihre Arbeit haben.

Ruud Koopmans: Ich denke, wir alle in den 
Sozialwissenschaften haben den Anspruch, 
faktenbasiert zu arbeiten. Und Zahlen sind Fak-
ten einer besonderen Art – sie haben zumin-
dest den Anschein, sehr präzise zu sein.
Lena Hipp: Mit Zahlen können wir Dinge gut 
vergleichen. Wir können sehen, ob Faktor X ein 
Ergebnis Y stärker beeinflusst als Faktor Z das 
tut. Wir können sagen, was wichtiger ist. Das 
gibt uns Orientierung im Leben. 

Immer wieder taucht das Wörtchen „signifi-
kant“ auf. Was braucht es, damit einem Wert 
Bedeutung zukommt?

Hipp: Statistische Signifikanz besagt, wie wahr-
scheinlich es ist, dass eine bestimmte Variable 
einen ähnlichen Wert hat, wenn ich eine Studie 
mit einer neuen Zufallsstichprobe wiederhole. 
Man bekommt fast automatisch Signifikanzen, 
wenn die zugrundeliegende Stichprobe groß ist. 
In den Sozialwissenschaften spielte das jahre-
lang eine große Rolle. Aber die eigentlich viel 
wichtigere Größe ist die Effektgröße. Also: Ist 
ein Zusammenhang stark, ist ein Faktor wich-
tig? Auch ein schwacher Zusammenhang kann 
signifikant sein, aber im Leben von Menschen – 
egal ob es jetzt um den Arbeitsmarkt geht oder 
um Medizin – keine Rolle spielen. 
Koopmans: Welche Methoden Sozialwissen-
schaften auch anwenden – letztlich geht es 
immer um das Messen. Das Messen von Wer-

ten, von bestimmten Größen und von Zusam-
menhängen. Auch qualitativ Forschende, die 
kleine Stichproben detailliert auswerten, ma-
chen Aussagen über die Größe von Phänome-
nen. Der Unterschied zu quantitativer For-
schung ist, dass dort diese Messung in Zahlen 
gegossen wird. Als qualitativer Forscher gehe 
ich vielleicht in einen Raum und sage: Es ist 
hier sehr warm. Das ist keine Zahl, sondern 
eine Einschätzung. Dann kann ich versuchen 
herauszufinden, warum es hier so warm ist: 
Die Heizung ist voll aufgedreht oder der Herd 
ist an. Ein quantitativer Forscher würde das 
anders machen. Er würde die Temperatur ge-
nau messen und zudem andere Variablen in 
dem Raum, wie die Temperatur der Heizung 
oder des Herdes, und danach versuchen zu be-
rechnen, wie stark dieser Zusammenhang ist. 

Können Zahlen nicht auch eine falsche Si-
cherheit vorgaukeln? 

Hipp: Auf jeden Fall. Deshalb können wir Werte 
erst dann mit größerer Sicherheit benennen, 
wenn Studien wiederholt werden – in unter-
schiedlichen Kontexten, mit unterschiedlichen 
Stichproben. Wissenschaftliche Erkenntnis 
kommt immer aus einem Prozess. 
Koopmans: Ein Problem ist, dass Studien oft mit 
relativ kleinen Gruppen durchgeführt werden, mit 
Studierenden zum Beispiel, meistens auch noch 
aus dem Fach Psychologie. Das alleine kann dazu 
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führen, dass Befunde etwa in nicht-westlichen 
Ländern nicht so nachvollzogen werden können.
Hipp: Und natürlich kommt es auch auf die 
Frage an. Ein Beispiel aus der Soziologie: Viele 
Experimente sollten herausfinden, ob Frauen 
bei Bewerbungen benachteiligt werden oder 
nicht. Da haben verschiedene Studien ganz un-
terschiedliche Sachen gefunden. Mal hatten 
Frauen eine höhere Einladungswahrscheinlich-
keit, mal eine niedrigere. Was nicht unplausibel 
war, weil sich die Studien in vielerlei Hinsicht 
unterschieden: Was war der Kontext? Welcher 
Beruf wurde untersucht? Hatten die Frauen 
Kinder oder nicht? Im letzten Jahr wurden in 
einer Meta-Analyse all diese Experimente zu-
sammengeführt. Es zeigt sich, dass es diese 
Einstellungsdiskriminierung gegenüber Frauen 
nur in bestimmten Berufsgruppen gibt. 

Wer entscheidet überhaupt, wonach gefragt wird?

Hipp: Tatsächlich können wir mit quantitativen 
Methoden nur das analysieren, was wir direkt 
messen können und wofür wir Daten haben. Und 
dafür brauchen wir eine Vorstellung davon, dass 
eine Frage relevant ist. Wenn wir eine standardi-
sierte Antwortskala haben, haben wir nur die 
Daten, nach denen wir fragen. Andere Aspekte 
entgehen uns. Deswegen ist es wichtig, dass wir 
nicht nur im stillen Kämmerlein sitzen und un-
sere Daten analysieren, sondern auch raus in die 
Welt gehen, um zu verstehen: Was hat sich denn 
geändert, was haben wir mit unseren standardi-
sierten Befragungen noch nicht erhoben?
Koopmans: Wir haben in den Sozialwissen-
schaften viel weniger Einigkeit über die Mess-
instrumente als in den Naturwissenschaften. 
Natürlich gibt es schlechtere und bessere Ther-
mometer, aber die, die in der Wissenschaft be-
nutzt werden, sind ziemlich gut. Bei uns gibt es 
viele Studien, zum Beispiel über den Anstieg 
des Populismus, die zu unterschiedlichen Er-
gebnissen kommen. Sie messen Populismus 
unterschiedlich, und sie messen erklärende Va-
riablen unterschiedlich. Und dann sind die Er-
gebnisse eben sehr verschieden.
Hipp: Das stimmt, im Sozialen ist es nicht so 
leicht, Sachen zu messen. So wie manche Fra-
gen gestellt werden, kann man sie heute ei-
gentlich nicht mehr stellen. Ein Beispiel sind 
Einstellungen zu Geschlechterrollen. Wenn wir 
herausfinden wollen, wie sich diese im Laufe 
der Zeit verändert haben, brauchen wir Panel-
studien und dieselben Fragen im Zeitverlauf. 
Aber: Anfang der 1980er mag es noch gut ge-
wesen sein, danach zu fragen, ob Männer be-
vorzugt werden sollen, wenn Arbeitsplätze 

knapp sind. Heute funktioniert diese Frage in 
vielen Ländern nicht mehr wirklich. Das Sozia-
le verändert sich ständig, wir haben es mit ei-
nem „Moving Target“, einem beweglichen Ziel, 
zu tun. Das ist eine große Herausforderung für 
die Sozialwissenschaften.

Das heißt also, die Schwierigkeit beginnt nicht 
erst bei der Interpretation von Zahlen.

Hipp: Nein, sie beginnt schon bei der Erhebung. 
Wie fragen wir? Und außerdem: Sagen uns die 
Leute die Wahrheit, wenn wir sie fragen? Zum 
Beispiel, wenn wir fragen: Wie oft nehmen Sie 
illegale Drogen? Hinterziehen Sie Steuern? Ist 
Ihre Putzhilfe angemeldet? Wenn wir direkt fra-
gen, kann es sein, dass wir zu dem Ergebnis 
kommen: Okay, Drogenkonsum, Steuerhinter-
ziehung und Schwarzarbeit sind nicht so ein 
großes Problem. Aber vielleicht stimmt das gar 
nicht. Oder manche Personengruppen nehmen 
nicht an Befragungen teil. Auch das führt dazu, 
dass die Zahlen, die wir haben, nicht die Realität 
abbilden, wie wir sie draußen vorfinden.

Und dann gibt es auch noch die Zahlen, die aus 
dem Zusammenhang gerissen werden. 

Koopmans: Ja, darüber könnte ich viel sagen. 
Das gilt für Medien oder politische Parteien, 
aber in der Wissenschaft selbst wird ebenfalls 
oft über Zahlen gestritten. Und nicht immer fair. 
Ein Beispiel: der Zusammenhang zwischen Zu-
wanderung und dem Anstieg von populistischen 
Parteien. Die von der Wissenschaft am meisten 
hervorgebrachte Position dazu ist: Diesen Zu-
sammenhang gibt es nicht, Zuwanderung führt 
nicht zu einem Anstieg von Populismus. Schaut 

Lena Hipp  leitet die Forschungsprofessur Arbeit, 
Familie und soziale Ungleichheit am WZB. An der 
Universität Potsdam ist sie Professorin für Soziale 
Ungleichheit und Sozialpolitik. �lena.hipp@wzb.eu
Foto: © WZB/Bernhard Ludewig, alle Rechte vorbehalten.
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man zum Beispiel auf Ostdeutschland: Dort, wo 
die wenigsten Zuwanderer leben, ist der Zu-
spruch für populistische Parteien am stärksten. 
Aber da wird eine Bestandszahl der Ausländer 
genommen und in Bezug gesetzt zum Stimmen-
anteil der AfD. Man kann sagen: In Sachsen le-
ben nur 5 Prozent Ausländer und in Hessen sind 
es 30 Prozent. Trotzdem ist die AfD in Sachsen 
stärker. Aber ich kann auch sagen: Die Auslän-
derzahl hat sich in Sachsen in den letzten 10 
Jahren verdoppelt. In Hessen ist sie nur um 5 
Prozent gestiegen. Und auch das stimmt. Aber 
plötzlich ist der Zusammenhang genau umge-
kehrt. So kann man auf völlig entgegengesetzte 
Schlussfolgerungen kommen – immer auf der 
Basis von Daten über Zuwanderung.

Das heißt, es werden bestimmte Zahlen raus-
gegriffen, weil sie ins Bild passen?

Koopmans: Ja. Und ehrlich gesagt: Dass Medi-
en das machen und Politiker – geschenkt. In 
der Politik gehört es dazu, die Wirklichkeit so 
darzustellen, wie es in den ideologischen Rah-
men passt. Aber dass es ebenfalls in der Wis-
senschaft passiert, das finde ich ein Problem. 
Hipp: Wenn du sagst, es ist okay, wenn mit 
Zahlen Politik gemacht wird, da sträubt sich in 
mir als Bürgerin etwas. In meinem Bereich 
können dieselben Zahlen dafür genutzt werden, 
zu sagen „Die Ungleichheit ist gestiegen“ oder 
aber „Die Ungleichheit ist gefallen“ – je nach-
dem, welchen Zeitraum man betrachtet. Hier 
wünsche ich mir von Medien und Politik einen 

ehrlicheren Umgang. Man kann unterschiedli-
cher Meinung sein, aber dass eigene Positionen 
untermauert werden mit etwas vermeintlich 
Faktischem, finde ich problematisch. 
Koopmans: Ich habe gesagt „geschenkt“, weil Po-
litik nun mal Politik ist. Parteien versuchen, Bür-
ger zu überzeugen von ihrer Sicht der Dinge, 
manchmal beruht das gar nicht auf Fakten, 
manchmal beruht es auf Fakten, aber auf einer 
selektiven Lesart. Dass das in der Politik und in 
der Medienöffentlichkeit passiert, ist zum Teil  
sogar gut, wir brauchen doch diese Diskussion. 
Aber dass es auch in der Wissenschaft passiert, 
das finde ich schwierig. In der Wissenschaft muss 
mit theoretischen Gründen entschieden werden, 
welche Zahl relevant ist.
Hipp: Das Gute in der Wissenschaft ist doch, dass 
wir uns nicht scheuen zu streiten. Wenn ich 
etwa an Corona zurückdenke: Gibt es eine Retra-
ditionalisierung oder sehen wir jetzt die neuen 
Väter, die sich mehr in unbezahlte Arbeit ein-
bringen? Das waren eigentlich immer dieselben 
Zahlen. Aber man hat unterschiedlich darauf ge-
guckt. Es war doch gut, dass wir diesen Streit ge-
führt haben. Vielleicht hat er sogar bewirkt, dass 
Menschen, die nicht in der Wissenschaft sind, 
befähigt wurden, Zahlen besser zu lesen. 
Koopmans: Das setzt aber voraus, dass es inner-
halb eines Fachgebietes tatsächlich hinreichend 
Pluralismus gibt. Und das ist, denke ich, in mei-
nem Themenbereich, also der Migrationsfor-
schung, weniger der Fall. Ich gebe ein konkretes 
Beispiel. Vor zehn Jahren habe ich eine Studie 
veröffentlicht, eine Umfragestudie in sechs Län-
dern über religiösen Fundamentalismus. Das ist 
ein Bereich, für den es ein sehr etabliertes 
Instrumentarium von Fragen gibt. Diese Fragen 
habe ich benutzt. Das Ergebnis war, dass in die-
sen Ländern das Niveau von religiösem Funda-
mentalismus unter muslimischen Zuwanderern 
um ein Vielfaches höher war als unter Christen. 
Aufgrund dieser Studie wurde ich von Kollegen 
angegriffen. Das sei alles islamophob. Meine 
Messinstrumente wurden kritisiert. Von Leuten, 
die nicht die blasseste Ahnung haben vom Thema 
Fundamentalismus! Aber weil das Ergebnis nicht 
gepasst hat, haben sie die Messung angezweifelt. 
Wir Wissenschaftler brauchen Zahlen und wir 
kommunizieren Zahlen, und das gibt den Ein-
druck von Präzision. Aber wenn wir selbst anfan-
gen, die Fakten, die von anderen präsentiert wer-
den, mit Einwänden zu relativieren, finde ich das 
problematisch. Ich führe einen ständigen Kampf 
gegen Desinformation durch Kollegen.
Hipp: Ich kann es nachvollziehen, dass das 
nervt und einen anfasst. Aber es ist auch ein 
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Migration, Integration, Transnationalisierung am 
WZB. Zu seinen Forschungsschwerpunkten zählen 
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der Globalisierung. �ruud.koopmans@wzb.eu
Foto: © WZB/David Ausserhofer, alle Rechte vorbehalten.
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wichtiges Element von wissenschaftlicher Er-
kenntnis, dass es Kritik gibt, dass man fragt: Ist 
das Messinstrument richtig? Das sieht man 
auch in der Naturwissenschaft – sobald sich 
ein Paradigma ändert, gibt es Kritik, und es gibt 
Zweifel. Ich finde, diese Zweifel sind auch gut. 
Koopmans: Es ist doch aber etwas anderes, ob 
jemand, der sich selbst mit dem Thema be-
schäftigt, sagt: Du hast jetzt diese Items be-
nutzt, um das zu messen, aber kennst du nicht 
die Studie von dem und dem, der hat das an-
ders gemessen? Aber in dem geschilderten Fall 
waren es völlig fachfremde Kollegen, die besser 
zu wissen meinten, wie man Fundamentalis-
mus misst.

Zurück zur Öffentlichkeit. Gibt es da eine 
Lernkurve? Besonders in Zeiten von Corona 
wurde doch mehr darüber diskutiert, wie  
Wissenschaft funktioniert. 

Koopmans: Ich bin da skeptisch. Man muss 
ebenso sehen, dass es innerhalb der Wissenschaft 
selbst immer weniger Klarheit darüber gibt, was 
relevante Fakten sind, ob man überhaupt etwas 
objektiv messen kann. Gerade im Blick auf Migra
tion und ethnische Beziehungen, aber auch im 
Geschlechterverhältnis kommt verstärkt die Idee 
auf, dass es eigentlich keine Möglichkeit der ob-
jektiven Wahrnehmung gibt, sondern dass letzt-
endlich alles vom Standpunkt abhängt. Wenn es 
also um Diskriminierung geht, heißt es, dass das 
die Betroffenen selbst am besten beurteilen kön-
nen. Es gibt einen großen, vom Bund geförderten 
Rassismus-Monitor, da soll es um Rassismus und 
Diskriminierung gehen. Da werden vor allem die 
Betroffenen oder die potenziell Betroffenen nach 
ihren Diskriminierungserfahrungen gefragt. Die 
Ergebnisse sind dann meistens sehr beunruhi-
gend, weil sie zeigen, dass sich so viel Prozent 
der Muslime oder der Gruppe X diskriminiert 
fühlen. Aber es ist doch die Frage, inwiefern sub-
jektive Wahrnehmung und objektive Diskrimi-
nierung das Gleiche sind. Wir wissen, dass oft ge-
rade die Teilgruppe einer Gruppe, die am wenigs-
ten von Diskriminierung betroffen ist, diese 
subjektiv am stärksten empfindet. 
Hipp: Naja, subjektive Erfahrungen von Men-
schen können schon ein wichtiger Indikator für 
Ungleichheiten sein. Aber man muss natürlich 
klar sagen, was man gemessen hat. Alles andere 
ist ein fahrlässiger Umgang mit Zahlen. Meine 
Beobachtung ist: Weil die Welt kompliziert ist, 

weil sich wissenschaftliche Studien oft wider-
sprechen, gibt es eine gewisse Beliebigkeit. Man 
nimmt sich halt, was man braucht. Und wenn 
man nichts hat, kommt man ganz gut ohne Zah-
len aus. Alternative Facts. Das macht es schon 
schwer. Ich bin leider nicht sehr optimistisch, 
dass der Umgang mit Zahlen in der Gesellschaft 
insgesamt informierter geworden ist. 
Koopmans: Ich will aber noch mal bei der Wis-
senschaft bleiben. Ich finde, dass in den letzten 
zehn Jahren die Wissenschaft selbst in einem 
stärkeren Maße politisiert ist. Sicher haben wir 
insgesamt eine Polarisierung in der Gesell-
schaft, aber die zeigt sich leider auch in der 
Wissenschaft. Und in dem Maße, in dem sie sich 
in der Wissenschaft zeigt, nimmt das Vertrauen 
in die Wissenschaft ab.

Zahlen spielen auch in der Bewertung von 
Wissenschaft selbst eine Rolle. Wie oft jemand 
zitiert wird, ist zum Beispiel karriereentschei-
dend. Wie stehen Sie dazu?

Hipp: Es gibt durchaus Bestrebungen, das et-
was einzuschränken. Die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft etwa sagt, bei Bewerbungen sol-
len die zehn wichtigsten Publikationen zählen. 
Damit es tatsächlich um Qualität und Originali-
tät geht und nicht nur Quantität. Das fände ich 
total gut. Natürlich lassen wir uns alle von Zah-
len beeindrucken. Aber an Zahlen allein sehe 
ich nicht, wie lange jemand schon publiziert 
hat, wie viele Kinder jemand hat oder so.
Koopmans: Ich finde diese quantitativen Zah-
len schon wichtig. Es gibt zum Beispiel die Zahl 
der Zitationen in den letzten fünf Jahren. Da 
kann man sehen: Wie ist der Verlauf? Wenn ich 
zwei Forschende mit ähnlich vielen Zitationen 
habe, und bei A geht es steil hoch, bei B geht es 
schon runter, ist das ein Indiz für Einfluss: Wie 
ernst wird diese Person in der Scientific Com-
munity genommen? Aber im zweiten Schritt 
schaut man sich natürlich die wichtigsten Pub-
likationen an und beschäftigt sich damit in-
haltlich. Es gibt bestimmte Verfahren in den 
Niederlanden, wo gesagt wird, man darf bei ei-
ner Bewerbung nicht mehr die Zitationszahlen 
nennen. Dann denke ich, warum nicht? Das ist 
ja, als würde man bei der Temperaturmessung 
sagen: Nein, diese absolute Zahl, da schauen wir 
nicht drauf. Wir gehen in den Raum und fühlen 
nur. Ich würde sagen: das eine tun und das an-
dere nicht lassen. 
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Unsichtbare Zahlen, 
sichtbare Gefahr
Die Aufklärung über lokalen Rechts­
extremismus leidet an Datenmangel

Warum haben extreme Rechte in bestimmten Regionen solchen Erfolg? 
Liegt es an lokalen Problemen, an gezielter Mobilisierung, an schwa-
chen Gegenkräften in Zivilgesellschaft und etablierten Parteien? Wer 
Antworten auf diese Fragen finden will, braucht ortsbezogene Daten 
über politische Aktivitäten, über Kriminalität und Gewalt. Genau diese 
Daten aber sind nur schwer und kaum systematisch zu bekommen. 
Katja Salomo berichtet von Behördenwissen, parlamentarischen Anfra-
gen und zivilgesellschaftlicher Hartnäckigkeit.

Katja Salomo

Politik ist immer auch lokal. Spätestens 
seit dem Brexit und der Wahl Donald 
Trumps nimmt die Forschung zu rechts-

extremen Bewegungen nicht mehr nur natio-
nale oder aber individuelle Faktoren in den 
Blick, sondern sucht verstärkt regionale und 
lokale Erklärungen. Das ökonomische und kul-
turelle Zurückfallen ganzer Regionen gilt heute 
als zentrale Triebkraft des Erfolgs rechtspopu-
listischer und rechtsextremer Parteien in Eu-
ropa. Und die regionale Ungleichheit nimmt 
seit den 1980er-Jahren zu. 

Verschiedene Studien zeigen, dass Wahlerfolge 
rechtspopulistischer Parteien, fremdenfeindli-
che Einstellungen und Hasskriminalität oft lo-
kal ähnlich verteilt sind. Doch es wäre verkürzt, 
Intoleranz und politische Gewalt gleichzusetzen. 
Gewalt entsteht meist erst durch Radikalisie-
rungsprozesse, in denen lokale Gruppen, die al-
lerdings auch digital agieren können, eine zent-

rale Rolle spielen. Gerade in Regionen mit ge-
festigten fremdenfeindlichen Einstellungen ist 
die extreme Rechte häufig besonders aktiv. Die-
se semi-organisierten Gruppen siedeln sich ge-
zielt in Gemeinden in peripheren Räumen an, 
um dort politische Mehrheiten zu erreichen. Sie 
schüchtern politische Gegner ein, sie machen 
Migration zu einem zentralen politischen The-
ma und versuchen, Migrant*innen durch Dro-
hungen, Vandalismus und Angriffe zu vertrei-
ben. Außerdem stilisieren sie sich selbst zu 
vermeintlichen zivilgesellschaftlichen oder 
parteilichen „Kümmerern vor Ort“.

Lokale Daten ermöglichen es, diese Dynamiken 
über die Zeit hinweg zu erfassen. So ließe sich 
zeigen, wie extrem rechte Positionen normali-
siert werden und wie rechtsextreme Präsenz, 
Kriminalität und politische Handlungsfähigkeit 
auf kommunaler Ebene zusammenhängen. 
Doch solche Daten sind Mangelware. 
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Während Landes- und Bundesbehörden regel-
mäßig Berichte zu politisch motivierter Krimi-
nalität veröffentlichen, bricht die Verfügbarkeit 
von Daten auf Gemeindeebene ab. Offizielle 
Zahlen der Polizei werden nicht standardisiert 
veröffentlicht, sondern sind meist nur über 
parlamentarische Anfragen zugänglich – deren 
Häufigkeit, Umfang und thematische Ausrich-
tung variieren jedoch stark nach Bundesland 
und Region. Zivilgesellschaftliche Chroniken 
und Listen von Opferberatungsstellen sind zwar 
wertvolle Ergänzungen, sind jedoch uneinheit-
lich in räumlicher Abdeckung, zeitlicher Konti-
nuität und methodischer Vergleichbarkeit. Die 
Unterschiedlichkeit der Quellen führt zu einem 
Flickenteppich an Daten über lokale rechtsext-
reme Gewalt, zu der Delikte und auch nicht-kri-
minelle Aktivitäten zählen. Die systematische 
Analyse wird dadurch erheblich erschwert – 
mit der Folge, dass weder Forschung noch Öf-
fentlichkeit ein verlässliches Bild vom tatsäch-
lichen Ausmaß extremistischer Strukturen und 
Gewalt in einzelnen Gemeinden gewinnen kön-
nen. Eine Ausnahme ist der Umfang rechtsext-
remer Proteste: Hierzu existieren mittlerweile 
sogar europaweite Datenbanken, zu finden auf 
der Plattform PolDem (poldem.eui.eu). Rechts-
extreme Proteste geben aber kein Bild von der 
Stärke des semi-organisierten Rechtsextremis-
mus in kleineren Orten, denn dort finden Pro-
teste nur selten, in einzelnen Phasen statt.

Wer Daten zu rechtsextremen Aktivitäten jen-
seits von Protestereignissen analysieren will, 
muss diese selbst zusammenstellen. Ein Hin-
dernis dabei ist, dass es keine Übersicht über 
verfügbare Quellen gibt – sie müssen mühsam 
recherchiert werden. Einige relevante Daten 
werden regelmäßig über parlamentarische An-
fragen veröffentlicht. Bei der Suche hilft das 
Portal kleineanfragen.de, allerdings nur für An-
fragen bis 2021, da das Portal mangels parla-
mentarischer Kooperation eingestellt wurde. 
Seitdem müssen die Websites der Landes- und 
Bundesparlamente einzeln durchsucht werden 
– mit uneinheitlichen Schlagwörtern und For-
maten. Am ergiebigsten sind regelmäßige An-
fragen von Parteien auf Bundesebene, da sie 
vergleichbare Datenreihen für ganz Deutsch-
land liefern. Relevante Bundestagsanfragen be-
trafen zum Beispiel: Antisemitismus in 
Deutschland (2014-2016, Grüne); Islamfeind-
lichkeit und antimuslimische Straftaten (seit 
2012, Linke); Antiziganistische Straftaten 
(2017-2018, Linke); Sorbenfeindliche Vorfälle 
sowie Sorbenfeindliche Vorfälle und Straftaten 

(2010-2018, Linke); Proteste gegen und Über-
griffe auf Flüchtlingsunterkünfte (seit 2012, 
Linke); Waffenbesitz und Waffeneinsatz von und 
durch Neonazis, darin Straf- und Gewalttaten 
gegen Flüchtlings- und Asylunterkünfte mit 
Schusswaffen (2014-2018, Linke); Tatmittelab-
gleich bei Anschlägen auf Unterkünfte von Ge-
flüchteten und gegen Geflüchtetenorganisatio-
nen, ehrenamtliche Helfer und politische Geg-
ner (2013-2018, Linke); Politisch motivierte 
Anschläge in Deutschland (mit Sprengstoff 
oder Schusswaffen) (2001-2018, Linke); Spreng-
stoffbesitz und Sprengstoffeinsatz von und 
durch Neonazis (2016-2019, Linke); Tötungsde-
likte im Phänomenbereich „Politisch motivier-
te Kriminalität rechts“ (1991-2017, Linke); An-
griffe auf Politiker, Parteibüros und Wahlplaka-
te (seit 2010, AfD). 

Den größten Teil der Kategorie „politisch moti-
vierte Kriminalität rechts“ machten Asyl-, 
islamfeindliche und antisemitische Delikte 
aus, doch fehlen bundesweit Daten zu rassis-
tisch oder behindertenfeindlich motivierten 
Straftaten, zu Straftaten aufgrund des sozialen 
Status oder der sexuellen Orientierung sowie 
zu Angriffen auf den Staat. Ebenso liegen kei-
ne umfassenden Informationen zu Anschlägen 
auf Religionsstätten oder zu Propagandadelik-
ten vor. 

Angaben zu politisch motivierter rechter Ge-
walt auf lokaler Ebene sind über parlamentari-
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Foto: © Anne Günther, alle Rechte vorbehalten.
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sche Anfragen in mehreren Landesparlamenten 
zugänglich, darunter: Brandenburg (seit 2010, 
Linke), Berlin (seit 2012, Linke), Bayern (2015–
2016, Grüne), Hamburg (seit 2014, Linke), Meck-
lenburg-Vorpommern (2010–2016, Linke), Nord-
rhein-Westfalen (2012, 2014–2016, seit 2018, 
Grüne und Piraten), Rheinland-Pfalz (2011–
2012, Grüne), Schleswig-Holstein (seit 2017, 
SPD), Saarland (2006–2010, 2017–2018, SPD und 
Linke), Sachsen (seit 2014, Linke) und Sachsen-
Anhalt (seit 2011, Linke). Daten zu behinderten-
feindlicher und sozialstatusbezogener Gewalt 
existieren ausschließlich für Brandenburg (seit 
2001, Linke), zu Angriffen aufgrund sexueller 
Orientierung zusätzlich für Niedersachsen 
(2014–2018, Grüne). Informationen zu Übergrif-
fen auf Abgeordnete, Parteibüros und Religi-
onsstätten liegen nur vereinzelt vor.

Für die Zeit vor 2010 liegen also höchstens 
Teilinformationen zu bestimmten Aspekten 
rechtsextremer Kriminalität in einzelnen ost-
deutschen Bundesländern vor. Zwar erfassen 
die Bundes- und Landeskriminalämter politisch 
motivierte Kriminalität seit 2001 nach einem 
einheitlichen Schema, doch wurden diese An-
gaben auf Gemeindeebene bis jetzt nur sehr 
vereinzelt durch parlamentarische Anfragen 
abgefragt. Unterschiedliche Formulierungen in 
parlamentarischen Anfragen führen zudem zu 
abweichenden Datensätzen für denselben 
Sachverhalt. Hinzu kommt, dass Anfragereihen 
abbrechen können, wenn sich Parlaments-
mehrheiten ändern. Dass die meisten Anfragen 
von der Linken gestellt werden, die vor allem 
in ostdeutschen Landtagen stark vertreten ist, 
erklärt die bessere Datenlage dort.  

Nicht alle rechtsextremen Aktivitäten sind dem 
Bereich „Kriminalität“ zuzuschreiben und den-
noch sind auch diese Angaben aufschlussreich. 
Für den Besitz oder die Nutzung von Immobi-
lien durch extrem Rechte gibt es parlamentari-
sche Anfragen bundesweit für 2019 und über 
mehrere Jahre für Brandenburg, Berlin, Sach-
sen und Sachsen-Anhalt, punktuell auch für 
Bayern, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Nordrhein-Westfalen und Thüringen. Daten zu 
rechtsextremen Konzerten und Liederabenden 
liegen bundesweit seit 2013 sowie ergänzend 
für fast alle Länder außer Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und die Stadtstaaten vor. Wei-
tere Aktivitäten wie Sport- und Volksfeste, Kin-
derfeste, Lesungen oder Bücherbörsen sind für 
Brandenburg (seit 2010, Linke), Mecklenburg-
Vorpommern (seit 2012, Linke), Sachsen (seit 

2014, Linke) und Thüringen (seit 2013, Linke) 
dokumentiert, vereinzelt auch für Bayern, Ber-
lin, Hessen und Schleswig-Holstein.

Hilfreich ist es, die offiziellen Zahlen durch lo-
kal erhobene Informationen zivilgesellschaftli-
cher Organisationen zu ergänzen. Bundesweit 
dokumentiert zum Beispiel die Amadeu Anto-
nio Stiftung Todesopfer rechter Gewalt sowie 
antisemitische und flüchtlingsfeindliche Vor-
fälle (vgl. www.belltower.news); IslamIQ veröf-
fentlicht Daten zu Angriffen auf Moscheen und 
das European Centre for Press and Media Free-
dom zu Angriffen auf Journalist*innen. Darü-
ber hinaus existieren mindestens 27 weitere 
Chroniken auf Länder-, Regional- oder Kommu-
nalebene – die Hälfte davon mit Fokus auf Ost-
deutschland. Sie werden von Nichtregierungs-
organisationen erstellt wie den Recherche- 
und Informationsstellen Antisemitismus (RIAS), 
der Mobilen Beratung in Thüringen (MOBIT), der 
Thüringer Beratungsstelle ezra, der Opferpers-
pektive e. V., ReachOut, der Opferberatung  
LOBBI in Mecklenburg-Vorpommern, der Regio-
nalen Arbeitsstelle RAA Sachsen e. V., der Mel-
destelle für Antisemitismus LIDA-SH in 
Schleswig-Holstein und der Beratungsstelle  
BackUp in Nordrhein-Westfalen. Für nicht-
kriminelle rechtsextreme Aktivitäten gibt es 
nur wenige, verstreute Chroniken, zum Beispiel 
von Endstation Rechts oder Thüringen Rechts-
außen.

Wer diese Daten zusammenführen möchte, 
muss erhebliche Überschneidungen zwischen 
parlamentarischen Anfragen und zivilgesell-
schaftlichen Chroniken auf verschiedenen Ebe-
nen bereinigen: zwischen parlamentarischen 
Anfragen auf Bundes- und Landesebene, zwi-
schen Chroniken aus der Zivilgesellschaft auf 
Bundes-, Landes-, regionaler und kommunaler 
Ebene und zwischen parlamentarischen Anfra-
gen und Chroniken allgemein. Ein vielverspre-
chendes journalistisches Projekt zur Visuali-
sierung lokaler rechtsextremer Aktivitäten 
wurde inzwischen eingestellt – zu finden ist 
der (nicht aktualisierte) Atlas auf der Website 
rechtesland.de. Für einzelne Forschende ist 
eine solche Aufarbeitung ohne spezielle Förde-
rung nicht leistbar.

Der vom Bund finanzierte Forschungsverbund 
MOTRA (Monitoringsystem und Transferplatt-
form Radikalisierung), an dem auch das WZB 
beteiligt ist, will seit 2019 Daten zu rechtsex
tremer Gewalt für die Wissenschaft nutzbar 
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machen. Doch selbst über dieses Programm 
sind Daten zu rechtsextremer Gewalt nicht un-
eingeschränkt zugänglich, da das Bundeskrimi-
nalamt selbst dem Datenschutz unterworfen 
ist, die Daten also nicht auf kommunaler Ebene 
ausgegeben oder ausgewertet werden dürfen. 
Diese restriktive Praxis behindert den wissen-
schaftlichen Austausch und verhindert die um-
fassende Nutzung vorhandener Daten. Auch 
gibt es kein vergleichbares Projekt für nicht-
kriminelle rechtsextreme Aktivitäten. Parado-
xerweise werden so der Öffentlichkeit Infor-
mationen vorenthalten, die über parlamentari-
sche Anfragen bereits öffentlich vorliegen oder 
jederzeit veröffentlicht werden könnten. Diese 
Problematik gilt nicht nur für Daten zu poli-
tisch motivierter Kriminalität. Bereits vor 2020 
empfahl der Rat für Sozial- und Wirtschaftsda-
ten (RatSWD), dass Forschung einen geregelten 
und gesicherten Zugang zu strafrechtlichen 
Daten generell und insbesondere, aufgrund der 
hohen gesellschaftlichen Relevanz, zu den Da-

ten zu politisch motivierter Kriminalität erhal-
ten soll. Als Hindernis wurde dabei vor allem 
der hohe Programmieraufwand identifiziert, 
nicht etwa Geheimhaltungsbelange. 

Faktisch verfügen Kriminal- und Verfassungs-
schutzämter über ein Monopol auf die syste-
matische Auswertung lokaler Daten zum 
Rechtsextremismus für interne Zwecke, wäh-
rend die breite Öffentlichkeit nur einge-
schränkten Zugang zu den zugrunde liegenden 
Informationen hat. Ein umfassendes Bild der 
Vorfälle und Strukturen in der eigenen Ge-
meinde zu gewinnen, erfordert erheblichen 
Aufwand, für Lokalpolitiker*innen, Journa-
list*innen, zivilgesellschaftliche Initiativen, 
Wissenschaftler*innen und Bürger*innen glei-
chermaßen. Unabhängige Analysen sind da-
durch eingeschränkt. Überdies wird es schwer, 
kritisch zu kontrollieren und zu kommentieren, 
wie rechtsextreme Aktivitäten von staatlicher 
Seite eingeschätzt werden. 
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Politik er-zählbar 
machen
Seit fast 50 Jahren analysiert das  
Manifesto-Projekt Wahlprogramme

�Wie steht es um die parlamentarischen Demokratien weltweit, welche 
Entwicklungen gibt es? Für die vergleichende Beobachtung braucht  
es Daten, viele Daten. Und die liefert seit Jahrzehnten das Manifesto-
Projekt. Akribisch werden hier Wahlprogramme aus aller Welt gelesen 
und ausgewertet, ein unschätzbar wertvoller Datensatz für die politi-
sche Wissenschaft. Einige Zahlen sollen das Mammut-Projekt anschau-
lich machen.  Ein Beitrag des Manifesto-Teams

1979  entstand im European  
Consortium of Political  
Research die Manifesto Re-

search Group – eine der wichtigsten Innovatio-
nen in der vergleichenden Politikwissenschaft.

Das Projekt wurde von Ian Budge initiiert, zu 
den Gründungsmitgliedern zählten Hans-Dieter 
Klingemann, David Robertson und Derek Hearl. 
Der Beitrag dieser Gruppe ist doppelt bahnbre-
chend. Erstens hat sie konzeptionell eine neue 
Perspektive auf den Parteienwettbewerb ent-
wickelt: Ihre Arbeit geht davon aus, dass Partei-
en nicht nur durch politische Positionen zuein-
ander im Wettbewerb stehen, sondern auch 
durch die jeweils unterschiedliche Betonung 
von Themen. Zweitens hat die Gruppe dieses 
Konzept anwendbar gemacht – durch ein inter-
national vergleichendes Messinstrument. Die 
Aussagen in den Wahlprogrammen werden 56 
unterschiedlichen Politikzielen zugeordnet. Be-
reits in der frühen Phase der Gruppe wurden 

mehr als 1.000 Wahlprogramme in 19 Ländern 
für den Zeitraum 1945 bis 1983 erschlossen 
und kodiert. Zentrale Ressourcen gab es kaum, 
die Arbeiten wurden dezentral organisiert und 
von Länderteams lokal finanziert. Das änderte 
sich 1989/90. Aus der Manifesto Research 
Group wurde das Comparative Manifestos Pro-
ject (CMP), angesiedelt am WZB und geleitet von 
Hans-Dieter Klingemann. Mit den neuen Mög-
lichkeiten expandierte das Projekt und erfasste 
auch die neuen Demokratien Mittel- und Ost-
europas. Ab 2009 wurde das Projekt durch die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) finan-
ziert, nunmehr als MARPOR-Project (Manifesto 
Research on Political Representation) unter der 
Leitung von Andrea Volkens. Seit 2024 wird das 
Manifesto-Projekt in Kooperation vom WZB und 
dem Institut für Demokratieforschung der Uni-
versität Göttingen (IfDem) institutionell finan-
ziert. Die erfassten Daten sind öffentlich zu-
gänglich und werden weit über die Politikwis-
senschaft hinaus genutzt. 
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286 Expert*innen weltweit  
erschlossen über die Jahre  
die Wahlprogramme.

Unser Datensatz umfasst 5.285 kodierte Wahl-
programme. Dass es so viele sind, verdanken 
wir der Kodierarbeit von 286 Länderexpert*in-
nen. Diese sprechen die Landessprache und 
sind mit der politischen Situation des Landes 
vertraut, zum Beispiel weil sie dort aufgewach-
sen sind oder seit vielen Jahren dort leben. Die 
meisten von ihnen kodieren nicht nur einmal 
für das Manifesto-Projekt; häufig werden meh-
rere Wahlen von einer Person bearbeitet, die 
diese Aufgabe beispielsweise neben ihrem Stu-
dium oder ihrer Promotion übernimmt. Die Ko-
dierer*innen durchlaufen ein umfassendes 
Training, bei dem sie mit dem Kategoriensche-
ma (siehe 504) vertraut gemacht werden. Damit 
ihre Arbeit reibungslos funktioniert und aus 

der Kodierung ein leicht zugänglicher und vari-
abel nutzbarer Datensatz entsteht, braucht es 
zusätzlich ein größeres Kernteam. Das besteht 
aus der Leitung des Projekts, einer Reihe wis-
senschaftlicher Mitarbeiter*innen und studen-
tischen Hilfskräften. Die wissenschaftlichen 
Mitarbeiter*innen übernehmen zum Beispiel 
das Training und die Betreuung der Kodie-
rer*innen, die Ausgestaltung der Kodierverträ-
ge, die Beantwortung von Nutzer*innenanfra-
gen, die Weiterentwicklung der technischen In
frastruktur oder die externe Kommunikation in 
den sozialen Medien. Die studentischen Hilfs-
kräfte sammeln die Wahlprogramme und über-
prüfen die Kodierung. Zählt man alle derzeiti-
gen und ehemaligen Mitarbeiter*innen des Pro-
jekts zusammen, kommt man auf mehr als 40 
Personen. Insgesamt ist es das Werk von mehr 
als 300 Personen, so einen großen Datensatz zu 
erstellen und regelmäßig zu aktualisieren. 

2.000.000    
Sätze sind bis heute digital verfügbar.

Um die Wahlprogramme inhaltsanalytisch aus-
zuwerten, unterteilen wir sie zunächst in ein-
zelne Aussagen. Wir nennen sie Quasisätze. Ein 
Quasisatz ist nie länger als ein natürlicher Satz, 
aber natürliche Sätze können mehrere Quasi-
sätze enthalten. Nehmen wir den Satz: „Wir 
wollen den Kündigungsschutz ausweiten und 
fordern Dauermietverträge für alle.“ In diesem 
Satz stecken zwei unterschiedliche Forderun-
gen und damit auch zwei Quasisätze. Im zwei-
ten Kodierschritt wird jede dieser Aussagen ei-
nem Politikziel zugeordnet und mit dem ent-
sprechenden Code versehen (siehe 504). 
Insgesamt wurden im Rahmen des Projekts 
zwischen 1979 und heute bereits über 3 Millio-
nen Quasisätze kodiert. Seit dem letzten Update 
unseres Corpus im September dieses Jahres 

sind mehr als 2 Millionen davon in maschinen-
lesbarer Form für unsere Nutzer*innen zu-
gänglich. Die Diskrepanz entsteht durch die 
lange Geschichte des Projekts. In den 1980er- 
und 1990er-Jahren wurden die Wahlprogram-
me noch auf Papier kodiert. Erst später haben 
wir die Kodierung am Computer eingeführt 
und wir sind noch immer dabei, alte Dokumen-
te maschinenlesbar zu machen. Über unseren 
Corpus können nun also mehr als 2 Millionen 
Pläne, Versprechen, Forderungen durchforstet 
werden, mit denen Parteien in über 60 Ländern 
seit 70 Jahren um die Gunst der Wähler*innen 
warben und werben. Wer das selbst einmal 
ausprobieren möchte, kann das hier tun: 
https://visuals.manifesto-project.wzb.eu/mpdb-
shiny/cmp_dashboard_corpus/. Die Aussagen 
sind in über 40 Sprachen verfasst. Den größten 
Anteil machen spanischsprachige Aussagen 
aus, die aus Spanien und den lateinamerikani-
schen Ländern stammen.
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504  ist der am häufigsten verge-
bene Code, er steht für den 
„Ausbau des Sozialstaats“.

Parteien thematisieren vieles. Aber gibt es 
Schwerpunkte? Um das zu prüfen, untersucht 
das Manifesto-Projekt inhaltsanalytisch Wahl-
programme, indem es die Programme in Aus-
sagen (Quasisätze) teilt und jede davon mit ei-
nem von insgesamt 56 Codes versieht. 504, 
der Ausbau des Sozialstaates, ist der Code, der 
bislang am häufigsten vergeben wurde. Mit 
203.472 Quasisätzen macht der Code mehr als 
10 Prozent aller Aussagen im Corpus aus  
(siehe 2.000.000). Der hohe Anteil zeigt zwei-
erlei: Zunächst verbirgt sich dahinter eine in-
haltliche Dimension. In praktisch allen OECD-

Ländern gehört der Etat für Sozialleistungen 
zu den höchsten. Selbst Parteien, die für den 
Abbau von Sozialleistungen eintreten, weisen 
häufig einen hohen Anteil von 504-Codes auf, 
weil dieses wichtige Themenfeld viele Wäh-
ler*innengruppen anspricht und deshalb viel-
fältig adressiert werden muss. Zum anderen 
sind manche unserer Kategorien sehr breit 
und werden deshalb häufiger verwendet. Un-
ter 504 fallen zum Beispiel positive Aussagen 
zur Rentenpolitik, Gesundheitspolitik oder 
Leistungen für Kinder und Familien – Themen 
also, die in jedem Land und anhaltend relevant 
sind. Dies gilt auch für Kategorien wie „Gleich-
heit/Soziale Gerechtigkeit“ (503; 123.778 Qua-
sisätze im Corpus) oder „Technologie & Infra-
struktur“ (411; 161.653 Quasisätze im Corpus).

Im Manifesto-Kernteam  arbeiten Denise Al-Gaddooa 
(IfDem), Raphael Döring (WZB), Simon Franzmann (IfDem), 
Sarah Hegazy (WZB), Magnus Hääl (IfDem), Christian  
Hellmold (IfDem), Pola Lehmann (WZB), Felicia Riethmüller 
(IfDem), Inola Scheel (WZB), Laura Visca (WZB), Bernhard 
Weßels (WZB) und Lisa Zehnter (WZB).  
manifesto-communication@wzb.eu

1.412  Parteien weltweit sind  
im Manifesto-Datensatz  
erfasst.

Weltweit treten in Demokratien zahllose Par-
teien an. Der Manifesto-Datensatz erfasst davon 
1.412 aus 67 Ländern – ein breites Abbild des 
politischen Wettbewerbs. Aufgenommen wer-
den Parteien, die Sitze bei einer Parlaments-
wahl oder 5 Prozent der Stimmen bei einer 
Präsidentschaftswahl gewonnen haben. Wie 
viele Parteien es pro Wahl ins Parlament eines 
Landes schaffen, variiert stark. Besonders auf-
wändig für uns sind zersplitterte Parteienland-
schaften: in Spanien vor allem durch die Prä-
senz von rund 16 Regionalparteien, in Israel 
durch niedrige Sperrklauseln und häufige Wah-
len. Mit 66 Parteien aus 25 Wahlen stammt die 
größte Anzahl unterschiedlicher Parteien in 

unserem Datensatz aus Israel. Am anderen 
Ende des Spektrums stehen die Zweiparteien-
systeme der USA und Maltas. In den USA haben 
es seit den 1950er-Jahren nur zwei Parteien in 
den Kongress geschafft. In Malta haben wir in 7 
Wahlen seit 1966 nur Programme von 3 Partei-
en erfasst. Und wie sieht die Verteilung über 
die Parteienfamilien aus? Wenig überraschend 
lassen sich die meisten Parteien den Liberalen 
(269), Sozialdemokraten (222), Konservativen 
(199) und Sozialisten (173) zuordnen. Die 52 
grünen Parteien bilden zwar in unserer Mani-
festo-Parteienlandschaft eine eher kleine 
Gruppe, haben dafür aber mit durchschnittlich 
973 Quasisätzen die längsten Wahlprogramme 
(siehe 314). Damit bilden sie den Gegenpol zu 
den 39 Bauernparteien, die sich mit durch-
schnittlich 404 Quasisätzen nicht einmal halb 
so oft positionieren. 
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314 Seiten umfasst das umfang-
reichste Wahlprogramm – das 
der belgischen Grünen von 2014.

Parteien bedeuten Vielfalt im politischen An-
gebot. Aber nicht nur das. Sie sorgen augen-
scheinlich auch für unterschiedlich umfangrei-
che Angebote. Das Wahlprogramm mit den 
meisten inhaltlichen Aussagen (Quasisätzen) 
ist das Wahlprogramm der grünen Partei Belgi-
ens, Groen, aus dem Jahr 2014: Es umfasst 
10.746 kodierte Quasisätze und 314 Seiten. 
Rein nach Seitenzahl gibt es noch längere Pro-
gramme, allerdings enthält das Programm von 
Groen die meisten inhaltlichen Aussagen. Be-
trachtet man die Periode ab 2000, finden sich 
die durchschnittlich kürzesten Wahlprogramme 
in Lettland und der Ukraine, die längsten Pro-
gramme werden in Belgien, Uruguay und Nor-

wegen veröffentlicht. Bisher weiß man noch 
wenig über die Gründe für diese Unterschiede. 
Ein Wahlprogramm kann aus inhaltlichen Er-
wägungen, aber auch aus reinen Stilgründen 
länger sein. Insgesamt zeigt sich jedenfalls ein 
Trend zu immer längeren Programmen. Wäh-
rend sie beispielsweise in den 1960er- und 
1970er-Jahren im Durchschnitt zwischen 200 
und 300 kodierbare Aussagen enthielten, liegt 
der Durchschnitt seit 2010 bei mehr als 1.000. 
Dies stellt uns vor neue Herausforderungen. 
Die Konvertierung in maschinenlesbare Doku-
mente und die Kodierung der Texte dauern län-
ger. Andererseits bekommen wir so immer de-
tailliertere Informationen darüber, wie Partei-
en zu verschiedenen Themen stehen, und 
können Parteipositionen immer nuancierter 
abbilden. 
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Keine Zahl 
Die Deutschen und das Tempolimit

Andreas Knie

Wer Auto fährt, kennt viele Zahlen zur Be-
grenzung der Geschwindigkeit: Auf fran-
zösischen Autobahnen darf nicht schnel-

ler gefahren werden als 130 Kilometer pro Stun-
de, in Belgien sind es 120, in Albanien sogar nur 
110. Überall auf der Welt sind diese „Nur-
Autostraßen“ limitiert, selbst in den 
USA, dem „Land der Freiheit“, 
gelten strenge Tempolimits, 
die auch sehr genau  
kontrolliert werden.  
Nur bei uns nicht. In 
Deutschland gibt es 
keine Zahl. Warum 
ist das so? Fahren 
wir alle so gut und 
so vorausschauend 
Auto, dass wir die-
se Zahl nicht brau-
chen? Nein, in der 
Unfallstatistik befin-
det sich Deutschland 
im unteren europä
ischen Mittelfeld. Oder 
liegt es an der Lobby der 
deutschen Autoindustrie, die für 
die hohe Qualität der deutschen Fahr-
zeuge werben können will? Das streiten die Her-
steller seit Jahren vehement ab. Tatsächlich wer-
den drei Viertel der in Deutschland produzierten 
Autos in Länder mit strengen Tempolimits  
exportiert.

Die Antwort ist wohl in der Vergangenheit zu 
suchen und im besonderen Verhältnis der Deut-
schen zum Auto. Vor dem Zweiten Weltkrieg war 
Deutschland überhaupt kein Autoland. Die USA, 
England, Frankreich und sogar Italien hatten al-
le viel mehr Autos. Erst die Nationalsozialisten 

begannen ab 1933 damit, das Auto sys-
tematisch zu fördern. Unter dem 

Motto „Kraftfahrt tut not!“ star-
teten sie ein gigantisches 

Programm zum Bau von 
fast 4.000 Kilometern 

Autobahn – obwohl es 
in Deutschland damals 
so gut wie keine Autos 
gab. Ein wichtiges 
Element zur Popula-
risierung des Autos 
und der Autobahnen 

war von Beginn an: 
kein Tempolimit, keine 

Zahl! Freie Fahrt für alle; 
bei der Massenmotorisie-

rung sollten die europäischen 
Länder endlich eingeholt werden. 

Nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges blieb es im Westen bei der freien 

Fahrt. Bis heute scheint die Verkehrspolitik von 
der Überzeugung geprägt, Deutschland liege bei 
der Motorisierung immer noch weit zurück. Wir 
müssen folglich weiter kräftig Autobahnen bau-
en, die keine Tempolimits kennen. 

Andreas Knie  ist Leiter der Forschungsgruppe 
Digitale Mobilität und gesellschaftliche Differen-
zierung am WZB, Professor für Soziologie an der 
Technischen Universität Berlin und Chief Scientific 
Officer der Choice GmbH. �andreas.knie@wzb.eu
Foto: © WZB/Bernhard Ludewig, alle Rechte vorbehalten.
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Mehr ist nicht immer 
besser
Zum Verhältnis von Wochenarbeitszeit 
und Wohlergehen

Die Rechnung ist simpel: Je mehr Stunden wir arbeiten, desto mehr 
Geld verdienen wir. Doch diese Bilanz bildet nicht die Kosten ab, die 
lange Arbeitszeiten verursachen – gesundheitliche Belastungen für die 
Arbeitenden selbst und ihre Familien, Einschränkungen in der sozialen 
und politischen Teilhabe. Gibt es Schwellenwerte, ab denen Arbeit 
schadet? Jianghong Li hat sich auf die Suche gemacht.

Jianghong Li

Die Arbeitszeit wird zum Forschungs­
thema. Nicht nur Ökonominnen, sondern 
auch Familiensoziologen, Gesundheits­

forscherinnen und zunehmend Politikwissen­
schaftler befassen sich mit der Anzahl der 
Stunden pro Woche, in denen wir einer Er­
werbstätigkeit nachgehen. Denn diese Anzahl 
beeinflusst nicht nur das Einkommen, sie hat 
auch erhebliche Auswirkungen auf unsere ei­
gene Gesundheit und die unserer Kinder, unser 
Privat- und Familienleben, unsere sozialen 
Kontakte und unsere politische Teilhabe.

Familiensoziologen fragen, wie die Arbeitszeit 
mit der Gesundheit und dem Wohlbefinden der 
Familie zusammenhängt: Bereichern sich Ar­
beit und Familie oder steht beides im Konflikt 
miteinander? Wenn Zeit und Energie knapp 
sind oder Belastungen von einem Bereich auf 
den anderen übertragen werden, kann das 
Stress und Überlastung verursachen, die sich 
negativ auf Kinder auswirken. Menschen kön­
nen aber aus ihrer beruflichen Rolle nicht nur 
Einkommen, zwischenmenschliche Fähigkeiten, 

Bewältigungsstrategien und soziales Kapital ge­
winnen, sondern auch psychologische Ressour­
cen wie Arbeitszufriedenheit, Selbstwertgefühl 
und Optimismus. Diese Ressourcen verbessern 
sowohl die Arbeitsleistung als auch die Eltern­
schaft. Unsere Forschung legt nahe, dass be­
rufstätige Eltern und ihre Kinder von diesen 
Vorteilen profitieren, wenn die Arbeitszeit 
nicht übermäßig hoch ist und Zeitdruck ausge­
glichen werden kann. Zum Konflikt kommt es, 
wenn die Kapazitäten der Eltern überstrapa­
ziert werden und sie keine Ressourcen haben, 
die die zeitliche und kräftemäßige Belastung 
ausgleichen.

Auch Forschende, die sich mit der Gesundheit 
und der Entwicklung von Kindern befassen, be­
trachten Zeit als eine der vier entscheidenden 
familiären Ressourcen für eine optimale kind­
liche Entwicklung: neben Einkommen, Human­
kapital (wie Bildung) und psychischer Gesund­
heit. Eine Erwerbstätigkeit bringt Einkommen, 
sie kostet aber in anderen Bereichen familiäre 
Ressourcen, etwa Zeit, die für die Beschäftigung 
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mit Kindern und für Aktivitäten zur Verfügung 
steht, die deren Entwicklung fördern. Eine 
hohe Vollzeitbeschäftigung über lange Zeit hin­
weg kann besonders schädlich sein, da sie auch 
die psychische Gesundheit der Eltern als psy­
chologisches Kapital beeinträchtigen kann, mit 
Folgen für die psychische Gesundheit der Kin­
der. 

Auf dem Feld der Bevölkerungsgesundheit 
werden Arbeitsbedingungen wie lange Arbeits­
zeiten als soziale Einflussfaktoren für Gesund­
heit betrachtet. Lange Arbeitszeiten verursa­
chen Müdigkeit und Stress, was das Risiko für 
psychische Probleme erhöht. Eine hohe Stun­
denzahl verringert außerdem die Zeit, die für 
die Förderung der Gesundheit durch angemes­
sene körperliche Aktivität und gesunde Ernäh­
rung zur Verfügung steht. Für Politikwissen­
schaftler*innen schließlich ist freie Zeit eine 
notwendige Ressource für politische Partizipa­
tion – eine Ressource, die unter Vollzeitarbeit 
in der Regel leidet.

Eine theoretische Einsicht verbindet die Pers­
pektiven all dieser Disziplinen auf Arbeitszeit: 
Zeit ist ein endliches Gut und dabei eine wich­
tige Voraussetzung für Gesundheit, Wohlbefin­

den und Teilhabe. Wenn sie in einem Bereich 
wie eben der Arbeit verbraucht wird, steht sie 
für andere Bereiche (Familienleben, Gesund­
heit, politische Teilhabe) weniger oder gar nicht 
mehr zur Verfügung. Daraus ergibt sich eine 
wichtige Frage: Wie viel Zeit sollten wir der Er­
werbsarbeit widmen? Können wir ein ausge­
wogenes Verhältnis finden? Anders ausge­
drückt: Gibt es eine optimale Schwelle für die 
wöchentliche Arbeitszeit, bei der wir das Beste 
aus beiden Welten haben können?

Empirische Belege deuten auf unterschiedliche 
Schwellenwerte hin. Es kommt darauf an, ob es 
um Gesundheit oder um Teilhabe geht, welche 
Bevölkerungsgruppen und welche nationalen 
Rahmenbedingungen in den Blick genommen 
werden. Die Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO) hat eine wöchentliche Arbeitszeit von 
mehr als 48 Stunden als Schwellenwert festge­
legt, ab dem das Risiko für verschiedene Ge­
sundheitsprobleme steigt. 
Eine Wochenarbeitszeit 
von mehr als 48 Stunden 
definiert sie folglich als 
„lange Arbeitszeit“. Mika 
Kivimäki und Kolleg*innen 
haben 2014 in einer groß­
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Sie konnten nach-
weisen, dass eine 
Wochenarbeitszeit 
von 48 Stunden oder 
mehr mit einem  
höheren Risiko für 
Schlaganfälle und 
Erkrankungen  
der Herzkranzgefäße 
verbunden ist. 
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angelegten Studie zahlreiche Daten von Bevöl­
kerungsgruppen in Europa, den USA und Aus­
tralien ausgewertet. Sie konnten nachweisen, 
dass eine Wochenarbeitszeit von 48 Stunden 
oder mehr mit einem höheren Risiko für 
Schlaganfälle und Erkrankungen der Herz­
kranzgefäße verbunden ist. Die im selben Jahr 
durchgeführte Studie von Akira Bannai und 
Akiko Tamakoshi zeigt einen viel niedrigeren 
Schwellenwert: Ihnen zufolge steigt bei mehr 
als 40 Arbeitsstunden pro Woche das Risiko für 
psychische und physische Gesundheitsproble­
me wie Depressionen, Angstzustände, Schlaf­
störungen und Herzerkrankungen.

Die Australische Arbeitsökonomin Huong Dinh 
und ihre Kolleg*innen haben unterschiedliche 
Schwellenwerte für die wöchentliche Arbeits­
zeit von Männern und Frauen ermittelt. An­
hand einer Analyse umfangreicher und natio­
nal repräsentativer Haushaltspaneldaten in 
Australien (HILDA) zeigen sie, dass die psychi­
sche Gesundheit bei einer Arbeitszeit von 43,5 
Stunden pro Woche bei Männern zu leiden be­
ginnt – bei Frauen sind es 38 Stunden. Ein 
wichtiger Grund dafür, dass die psychische Ge­
sundheit berufstätiger Frauen bereits bei einer 
geringeren Arbeitszeit als bei berufstätigen 
Männern zu leiden beginnt, ist, dass berufstäti­
ge Frauen im Allgemeinen eine höhere unbe­
zahlte Arbeitsbelastung im Haushalt tragen als 
Männer. Die unbezahlte Arbeit umfasst nicht 
nur die Kinderbetreuung – was inzwischen am 

ehesten anerkannt wird –, sondern auch die 
Pflege älterer und kranker Familienmitglieder 
sowie Arbeiten im Haushalt. Das könnte auch 
erklären, warum Teilzeitarbeit bei Frauen in 
den meisten entwickelten Volkswirtschaften 
weit verbreitet ist und fortbesteht: Gesund­
heitliche Nachteile hindern Frauen daran, wie 
Männer Vollzeit zu arbeiten, und dies wird auch 
weiterhin so bleiben, solange sich die unglei­
che Verteilung der unbezahlten Arbeit zwi­
schen Männern und Frauen nicht ändert.

Untersuchungen in Australien, Deutschland 
und Kanada legen nahe, dass ein gewisser Um­
fang an Erwerbstätigkeit der Mutter für die Ge­
sundheit ihrer Kinder von Vorteil ist, also bes­
ser als keine Erwerbstätigkeit oder lange Ar­
beitszeiten. In Deutschland haben wir anhand 
von Daten aus dem Sozio-oekonomischen Pa­
nel (SOEP) festgestellt, dass eine Wochenar­
beitszeit der Mutter von mehr als 35 Stunden 
mit einem höheren Body-Mass-Index bei Kin­
dern im Alter von 0 bis 6 Jahren verbunden ist. 
In Westaustralien haben wir für Kinder im Al­
ter von 2 bis 5 Jahren eine Wochenarbeitszeit 
der Mütter von 24 Stunden oder weniger als 
Schwellenwert für das optimale Körpergewicht 
der Kinder ermittelt. Bei älteren Kindern (im 
Alter von 8 bis 14 Jahren) schien eine mütter­
liche Wochenarbeitszeit von 35 bis 40 Stunden 
optimal zu sein – sowohl eine kürzere Arbeits­
zeit (1 bis 24 oder 25 bis 34 Stunden) als auch 
eine längere Arbeitszeit (41 Stunden oder 
mehr) waren mit einem Anstieg von Überge­
wicht und Fettleibigkeit bei den Kindern ver­
bunden. Diese nichtlinearen Effekte waren in 
Familien mit niedrigem bis mittlerem Einkom­
men stärker ausgeprägt, insbesondere wenn 
auch die Väter lange Arbeitszeiten hatten 
(mehr als 45 Stunden pro Woche). Eine weitere 
australische Studie zeigt, dass sehr lange Ar­
beitszeiten der Väter (mehr als 55 Stunden pro 
Woche) vermehrt mit Verhaltensauffälligkeiten, 
Aggressivität und Hyperaktivität bei Jungen im 
mittleren Kindesalter in Verbindung standen. 

Doch nicht nur auf die Gesundheit wirken sich 
lange Arbeitszeiten aus, sondern auch auf poli­
tische Teilhabe. Anhand von Daten des Euro­
pean Social Survey (ESS) aus 24 europäischen 
Ländern können wir zeigen, dass eine Wochen­
arbeitszeit von mehr als 45 Stunden mit einer 
geringeren Wahlbeteiligung bei Frauen mit ho­
hem und niedrigem beruflichen Status verbun­
den ist. Bei Männern mit dem niedrigsten be­
ruflichen Status ist eine lange Arbeitszeit 

Jianghong Li  ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
der Forschungsgruppe Gesundheit und soziale 
Ungleichheit. Ihre Forschungsschwerpunkte sind 
die Themen Sozialstaat und soziale Ungleichheit. 
 jianghong.li@wzb.eu
Foto: © WZB/David Ausserhofer, alle Rechte vorbehalten.
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ebenfalls mit einer geringeren Wahlbeteiligung 
verbunden. Es gibt auch Belege für die nahelie­
gende Vermutung, dass lange Arbeitszeiten die 
Zeit und Energie einer Person für ehrenamtli­
ches Engagement verringern. Beispielsweise 
nehmen vollzeitbeschäftigte Frauen seltener 
an bürgerschaftlichen Aktivitäten teil als Frau­
en, die in Teilzeit arbeiten. 

Trotz solider Belege für die gesundheitlichen 
Schäden und negativen sozialen Auswirkungen 
langer Arbeitszeiten beobachten wir weltweit 
einen steigenden Trend zu langen Arbeitszei­
ten. In den Industrieländern arbeiten 23,4 Pro­
zent der Männer in formeller Beschäftigung 
und 31,6 Prozent der Männer in informeller 
Beschäftigung mehr als 48 Stunden pro Woche. 
Weltweit arbeitete 2019 etwa ein Drittel der 

Erwerbsbevölkerung mehr als 48 Stunden pro 
Woche (etwa 40 Prozent der Männer und 20 bis 
30 Prozent der Frauen). Diese Zahlen mögen 
überraschen – sie kommen daher, dass ein 
großer Teil der Erwerbsbevölkerung weltweit 
in den Ländern Asiens und des Pazifikraums 
lebt, wo in der Regel mehr als 48 Stunden pro 
Woche gearbeitet wird. Es ist höchste Zeit, dass 
Politik und Unternehmen Wirtschaftswachstum 
und Produktivität überdenken und nachhaltig 
gestalten. Eine gesundheitlich eingeschränkte 
und sozial entfremdete Erwerbsbevölkerung 
wird weder produktiv sein noch in der Lage, 
auch künftig Wachstum und Wohlstand auf­
rechtzuerhalten. Es braucht eine menschen- 
und familienzentrierte Arbeitskultur und Ar­
beitspolitik – und innovativere, flexiblere poli­
tische Ideen. 
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Mehr oder weniger
Reproduktionspolitik in Zahlen

Politische Rahmenbedingungen wirken mit, wenn es darum geht, ob 
Menschen Kinder bekommen oder nicht. Seit Anfang 2025 stellt die 
International Reproduction Policy Database, angesiedelt am WZB, Daten 
aus 34 Ländern und 41 Jahren zur Verfügung, die die Forschung zu 
Demografie, sozialer Ungleichheit und öffentlicher Gesundheit auf ein 
neues Level heben. Die Daten beleuchten 5 Politikfelder – 5 beispiel-
hafte Erkenntnisse. Anna Kluge, Rohan Khan, Mio Tamakoshi und Hannah Zagel
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Verhütung
Anzahl der Länder, in denen die „Pille danach“ 
ärztlich verschrieben werden muss:

Schulen
4 Länder

regionale Ebene  
15 Länder

nationale Ebene 
16 Länder

Sexualerziehung
2020 lag die Verantwortung für Lehrpläne  
in Sexualerziehung auf dieser Ebene:
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Schwangerschafts-
abbruch
Anzahl der Länder, in denen der medikamen-
töse Schwangerschaftsabbruch legal ist:

Anna Kluge, Rohan Khan und Mio Tamakoshi   
sind wissenschaftliche Mitarbeiter*innen in der 
Emmy-Noether-Forschungsgruppe Varieties of 
Reproduction Regimes: Institutions, Norms and 
Social Inequality am WZB. 
Hannah Zagel  leitet die Forschungsgruppe.  
hannah.zagel@wzb.eu  

Informationen zur International Reproduction 
Database (IRPD) finden sich unter:
https://irpd.wzb.eu/ 

Die Daten sind verfügbar beim GESIS  
Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften:
https://search.gesis.org/research_data/SDN-
10.7802-2623

Reproduktions- 
medizin
Anzahl der Länder, in denen mehr als drei  
Zyklen von Kinderwunschbehandlungen vom  
öffentlichen Gesundheitssystem bezahlt werden:
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Schwangerschafts- 
fürsorge
2020 wurden in so vielen Ländern  
Schwangerschaften betreut durch:

Ärzt*innen in 1 Land

Krankenpfleger*innen in 8 Ländern

Hebammen in 3 Ländern

Krankenpfleger*innen und  
Hebammen in 5 Ländern

Ärzt*innen und Krankenpfleger*innen  
oder Hebammen in 12 Ländern
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Spur der Zahlen
Google Trends verrät Muster der Nutzung von KI

Seit der Einführung von ChatGPT im November 2022 steigt das Inter-
esse an KI-gestützten digitalen Assistenten weltweit stetig. Millionen 
Menschen nutzen diese Werkzeuge täglich zum Schreiben, Program-
mieren, Recherchieren. Aber wie lässt sich systematisch erfassen, wie 
ChatGPT im Alltag verwendet wird? Eine vermeintlich einfache Frage, 
doch sie stellt die empirische Sozialforschung vor Herausforderungen.

Alexander Dicks

Daten zur Nutzung künstlicher Intelligenz 
können über Befragungen erhoben wer-
den. Dabei wird eine Stichprobe von 

Menschen direkt nach ihrem Nutzungsverhal-
ten gefragt: Wie oft wird KI eingesetzt? In wel-
chen Situationen? Und mit welchen Zielen? Der 
Vorteil dieser Methode liegt darin, dass neben 
dem reinen Nutzungsverhalten auch Einstel-
lungen und Motive abgebildet werden können. 
In Panelstudien wie dem Nationalen Bildungs-

panel (NEPS) sind zudem wiederholte Erhebun-
gen möglich, so lassen sich Veränderungen im 
Zeitverlauf beobachten. Allerdings bringen Be-
fragungen auch einige Herausforderungen mit 
sich: Antworten können verzerrt sein, der Auf-
wand für groß angelegte Umfragen ist immens, 
und die Veröffentlichung braucht Zeit.

Eine weitere Datenquelle sind Angaben der KI-
Unternehmen selbst. Verschiedene Firmen ver-
öffentlichen Nutzerzahlen, doch sind diese Da-
ten selten für die Wissenschaft frei zugänglich. 
Häufig werden sie selektiv kommuniziert, oft-
mals geleitet von strategischen Interessen.

Eine dritte Möglichkeit bieten digitale Spuren – 
also Datenspuren, die Nutzerinnen und Nutzer 
im Netz hinterlassen. Ein Beispiel hierfür sind 
die öffentlich zugänglichen Daten von Google 
Trends. Dieses Tool erfasst, wie oft innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums und einer be-
stimmten Region nach bestimmten Begriffen 
gesucht wird, jeweils relativ zur Gesamtzahl al-
ler Suchanfragen. Die Werte sind zwischen 0 
und 100 standardisiert, wobei 100 den Höhe-
punkt des Suchinteresses markiert. Google 
Trends ist öffentlich zugänglich, bietet lang-
fristige und international vergleichbare Daten 
und eignet sich besonders zur Analyse zeitli-
cher Muster auf gesellschaftlicher Ebene. 

Alexander Dicks  ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 
der Forschungsgruppe Nationales Bildungspanel: 
Berufsbildung und lebenslanges Lernen.  
�alexander.dicks@wzb.eu
Foto: © privat, alle Rechte vorbehalten.
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Ein aufschlussreiches Beispiel für diese Art der 
Analyse bietet die Beobachtung der Google-
Trends-Daten für den Suchbegriff „ChatGPT“. Hier 
wird im Zeitraum von 2023 bis 2025 ein bemer-
kenswertes saisonales Muster sichtbar. Die Abbil-
dung zeigt die Daten für das Bundesland Berlin – 
für jedes andere Bundesland ließe sich Ähnliches 
darstellen. Zunächst ist zu sehen, dass das Such-
interesse immer noch steigt: Im Jahr 2025 war 
es fast doppelt so groß wie noch 2023 und 2024. 
Gleichzeitig lässt sich durch die Einfärbung der 
Ferien erkennen, dass vor allem in der Sommer- 
und Weihnachtsferienzeit die Nutzung deutlich 
niedriger ist als in den Wochen davor oder da-
nach. Während der Schulferien sinkt das Suchin-
teresse um durchschnittlich 6,5 Prozentpunkte 
im Vergleich zur vorherigen Woche, in der keine 
Ferien waren. Dieses Ergebnis erscheint nahelie-
gend, aber es hätte durchaus anders ausfallen 
können. Das Suchinteresse hätte auch während 
der Ferien ansteigen können – das hätte bedeu-
tet, dass ChatGPT zum Beispiel eher zur Freizeit-
gestaltung als für Hausaufgaben eingesetzt wird. 
Die Daten legen aber den Schluss nahe, dass vor 
allem die Schularbeit ein zentrales Motiv für die 
Nutzung von ChatGPT darstellt, und zwar so stark, 
dass es das Gesamtinteresse während der Ferien 
merklich beeinflusst.

Bemerkenswert ist zudem, dass sich dieser „Fe-
rieneffekt“ von 2023 bis 2025 noch verstärkt 
hat: Lag die Verminderung des Suchinteresses 
zwischen der Woche davor und dem Ferienan-
fang 2023 noch bei circa 4,5 Prozent, so wuchs 
diese im Jahr 2025 auf 8 Prozent an. Das deutet 

darauf hin, dass ChatGPT zunehmend von Schü-
ler*innen und Lehrkräften genutzt wird, offen-
bar stärker als in anderen gesellschaftlichen 
Bereichen. Hätte sich der Ferieneffekt hinge-
gen abgeschwächt, könnte man daraus schlie-
ßen, dass sich KI-Assistenten wie ChatGPT brei-
ter in der Gesamtbevölkerung etabliert hätten.

Digitale Spuren wie die von Google Trends ermög-
lichen es der Forschung, kollektive Verhaltens-
muster zu identifizieren, ohne auf aufwändige in-
dividuelle Datenerhebungen angewiesen zu sein. 
Die Analyse solcher Daten zeigt saisonale Muster 
im Informationsverhalten, lässt Rückschlüsse auf 
gesellschaftliche Nutzergruppen zu und erlaubt 
die Beobachtung langfristiger Trends bei der An-
wendung von Technologien. Gleichzeitig müssen 
jedoch die methodischen Grenzen deutlich be-
nannt werden: Google Trends misst das Interesse 
an ChatGPT, nicht die tatsächliche Nutzung. Es 
werden zusammengefasste Daten abgebildet, nicht 
das Verhalten einzelner Personen. Für die Sozial-
wissenschaften bleiben digitale Spuren wie jene 
von Google Trends dennoch eine interessante In-
formationsquelle als sinnvolle Ergänzung zu Be-
fragungen. Sie bilden eine wertvolle Grundlage 
für die Entwicklung empirisch fundierter Hypo-
thesen über Veränderungen im digitalen Alltag. 
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„The Future of 
Democracy?“ 
1st Annual Interdisciplinary WZB Conference

120 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, mehr als 70 Präsenta-
tionen, 3 Keynotes und 2 Paneldiskussionen im Plenum: Die Dimensio-
nen waren groß, und ebenso groß war die zentrale Frage, die der Ersten 
Interdisziplinären WZB-Jahreskonferenz zugrunde lag: Welche Zukunft 
hat die Demokratie? Die Konferenz, angeregt von WZB-Präsidentin 
Nicola Fuchs-Schündeln und von ihr gemeinsam mit den Abteilungs
direktoren Daniel Ziblatt und Michael Zürn geplant, stand ganz in der 
Tradition der problemorientierten Grundlagenforschung. Es ging nicht 
nur um eine Analyse des Zustands heutiger Demokratien, sondern 
immer auch um die Suche nach Handlungsmöglichkeiten. Wie lassen 
sich Demokratien stärken? Welche Hebel können genutzt werden, um 
ihre Widerstandskraft zu erhöhen und langfristig Stabilität zu gewähr-
leisten? 

Eindrücke, gesammelt von  
Nicola Fuchs-Schündeln, Daniel Ziblatt, Michael Zürn,  

Katinka von Kovatsits und Gabriele Kammerer 
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Kämpferischer  
Optimismus 
Beto O’Rourke und Anna Lührmann im  
transatlantischen Gespräch 

Draußen strahlte das Brandenburger Tor unter den Scheinwerfern des 
Festival of Lights. Und drinnen ging es ums Ganze. Beto O’Rourke, füh-
render Politiker der US-Demokraten, diskutierte mit Anna Lührmann, 
ehemalige Staatsministerin im Auswärtigen Amt und Bundestagsabge-
ordnete von Bündnis 90/Die Grünen, über die gegenwärtigen Bedro-
hungen der Demokratie. Ein Rückblick auf die Eröffnungsveranstaltung 
zur Ersten Interdisziplinären Jahreskonferenz des WZB in der Akade-
mie der Künste.  

Anna Lührmann, Anna Sauerbrey 
und Beto O’Rourke auf dem Podium 
in der Akademie der Künste



Nicht nur in der Gegenwart sind die Paral-
lelen zwischen Europa und den USA deut-
lich erkennbar: das Erstarken autoritärer 

Bewegungen, die Aushöhlung demokratischer 
Institutionen, der Bedeutungsverlust von Ver-
nunft und Wissenschaft. Beto O’Rourke zeigte 
sich tief beeindruckt von der nahegelegenen 
Ausstellung „Topographie des Terrors“, die er 
mit seiner Frau besucht hatte. In seinem per-
sönlichen Blog schreibt er darüber: „Es ist eine 
Sache, aufkommenden Faschismus und Autori-
tarismus und den drohenden Zusammenbruch 
unserer konstitutionellen Republik zu beobach-
ten, während wir in Texas dagegen arbeiten. Es 
ist eine ganz andere Sache, darüber nachzuden-
ken, während man durch eine Stadt läuft, die 
genau dies erlebt hat und verzweifelt versucht, 
diese Geschichte zu erzählen.“ 

Am Abend skizzierte O’Rourke die besorgniser-
regende Lage der Demokratie in den USA – und 
sparte nicht mit Kritik an der eigenen Partei: 
Es sei beispielsweise nicht gelungen, die ein-
deutigen Erfolge der Biden-Regierung in Sa-

chen Klima und Infrastruk-
tur klar zu kommunizieren. 
Heute fehle es an Führung 
in der demokratischen Par-
tei. Die im Jahr 2026 anste-
henden Kongresswahlen 
sieht er aber als große 
Chance, Donald Trump zu 
stoppen. 

Im Blick auf die Lage in 
Deutschland äußerte sich 
Anna Lührmann ebenfalls 
besorgt. Sie hob das rasante 
Voranschreiten des autori-
tären Populismus hervor, 
betonte aber auch die große 
Zahl engagierter Menschen 
und die vielfältigen Formen 

Sie haben die Konferenz organi-
siert: Daniel Ziblatt, Michael Zürn 
und Nicola Fuchs-Schündeln  31



des Widerstands, die Hoffnung geben. Die Grü-
nen-Politikerin sprach sich für ein Parteiver-
botsverfahren gegen die AfD aus, um der Partei 
öffentliche Gelder und institutionelle Privilegi-
en zu entziehen.

Die beiden Stimmen des Dialogs, der von Mo-
deratorin Anna Sauerbrey („Die ZEIT“) profes-
sionell moderiert wurde, einte nicht nur der 
nüchterne Blick auf die Situation. Der Abend 
war geprägt von kämpferischem Optimismus. 
„Wie viele Generationen haben die Chance, ihr 

Land zu retten?“, fragte Beto O’Rourke. Und ein-
hellig war auch der Aufruf zu besserer Koope-
ration über den Atlantik hinweg. Nur durch 
stärkere Allianzen progressiver Kräfte könne 
den autoritären Tendenzen entschieden entge-
gengetreten werden.

Bereits am Morgen hatten Forschende des WZB 
die Gelegenheit, mit Beto O’Rourke und seiner 
Frau sowie Robert Benson vom Center for 
American Progress ins Gespräch zu kommen. 
Mit großer Neugier diskutierten die amerikani-
schen Gäste die aktuellen Befunde der hiesigen 
Forschenden: Es ging um die Bedeutung von 
Geschichte und Erinnerung für politisches 
Handeln in der Gegenwart, um die Normalisie-
rung der extremen Rechten durch die Medien, 
Erhalt und Zerfall der vielbeschworenen 
„Brandmauer“, Erfolgsfaktoren progressiver 
Protestbewegungen, die Notwendigkeit klarer 
politischer Kommunikation und die wirtschaft-
lichen Folgen demokratischer Rückschritte. 
Auch die Rolle öffentlicher Dienstleistungen als 
Fundament einer demokratischen Kultur wur-
de eingehend erörtert. 

von links: Daniel Ziblatt, Amy O’Rourke, Beto O’Rourke, Anna Lührmann, Martin Sonnenschein (Verein der Freunde des 
WZB), Nicola Fuchs-Schündeln, Michael Zürn, Anna Sauerbrey, Robert Benson (Center for American Progress)

von links: Robert Benson, Daniel Ziblatt, Vanessa Boese-
Schlosser, Nicola Fuchs-Schündeln, Daniel Saldivia Gonzatti, 
Amy O’Rourke, Beto O’Rourke, Berenike Firestone, Christian 
Rauh, Michael Zürn, Teresa Völker, Ana Helena Palermo Kuss
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„The Future of  
Democracy?“  
Highlights der Ersten Interdisziplinären  
Jahreskonferenz am WZB 

Das Fragezeichen im Konferenztitel rief auch pessimistische Deutun-
gen auf den Plan. Steht etwa in Frage, dass Demokratie als gesellschaft-
liche Organisationsform eine Zukunft hat? Im besseren Fall wurde das 
Fragezeichen als Signal der Offenheit gelesen: Welche Zukunft hat die 
Demokratie? Und als Aufruf zur Suche: Wie lassen sich Demokratien 
stärken?  

Eine Antwort auf diese Frage könnte im 
Bereich der öffentlichen Infrastruktur lie-
gen. Das legte jedenfalls die einführende 

Keynote von Catherine E. De Vries, Politikwis-
senschaftlerin an der Bocconi University (Mai-
land), nahe. Sie stellte die Frage, ob wir uns in 
einem Teufelskreis befinden: Bedingen sich 
nicht der Entzug öffentlicher Dienstleistungen 
und die politische Destabilisierung durch Kräf-
te außerhalb des politischen Mainstreams ge-
genseitig? Wird öffentliche Infrastruktur ver-
nachlässigt, stärkt das populistische Kräfte, was 
wiederum die Finanzierung öffentlicher Inves-
titionen verteuert, da die Märkte unruhig wer-
den. In ihrem Vortrag, der persönliche und wis-
senschaftliche Elemente vereinte, zeigte sie, 
wie populistische Bewegungen in Europa 
wachsen: Die unzureichende Versorgung mit 
Leistungen der öffentlichen Hand verstärke bei 
vielen Menschen das Gefühl von Benachteili-
gung – besonders dann, wenn rechte Parteien 
„Einheimische, denen der Service zusteht“, 
ausspielen gegen „Migranten, die diesen nicht 
verdienen“.

Rechtspopulistische Parteien verknüpfen die 
Angst vor Versorgungslücken oder persönliche 
Erfahrungen des Mangels mit Kritik an Einwan-

derung. Sie schüren damit Anti-Eliten-Gefühle 
und sprechen tief verwurzelte Vorurteile an. Die 
Angst, dass der Kuchen nicht für alle reicht, ver-
tieft die gesellschaftliche Spaltung. Die etablier-
ten Parteien können nur schwer dagegen vorge-
hen: Investitionen in öffentliche Dienstleistungen 
verbessern die Daseinsfürsorge erst mit der Zeit, 
führen also nicht zu schnellen Erfolgen und so-
mit zu Wählerstimmen. Das Fazit von Catherine E. 
De Vries ist klar: Die angemessene Versorgung 
mit öffentlichen Dienstleistungen ist nicht nur 
aus sozialer und ökonomischer Perspektive 

Catherine E. De Vries
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wichtig, sie entfaltet vielmehr eine entscheiden-
de politische Wirkung. Eine gute lokale Daseins-
vorsorge und ein handlungsfähiger Staat tragen 
maßgeblich zur Stabilität demokratischer Syste-
me bei und helfen, populistische Bewegungen 
einzudämmen. Das alles wird einfacher, wenn der 
Kuchen wächst. 

Ein „sea change“ – ein grundlegender Wandel – 
habe das politische Leben in den USA erschüt-
tert, betonte Jacob S. Hacker, Politikprofessor 
an der Yale University. Nichts sei mehr wie zu-
vor. Diese Dramatik prägte das gesamte Panel, 
in dem drei Politikwissenschaftler*innen aus 
den USA versuchten, die aktuellen politischen 
Entwicklungen ihrer Heimat zu erfassen und 
mögliche Zukunftsszenarien zu skizzieren.

Moderator Daniel Benjamin, Präsident der 
American Academy in Berlin, fragte seine 
Landsleute: „Was beunruhigt Sie am meisten?“ 
Chloe Thurston vom Institute for Policy Re-
search an der Northwestern University nannte 
Einsätze von Militär in amerikanischen Städten 
als eine der größten Sorgen. Diese Einsätze 
können auch friedliche Proteste gefährlich ma-
chen, was den zivilgesellschaftlichen Wider-
stand erschwert. Jacob S. Hacker sprach vom 
„weaponized state“ und kritisierte das weitge-
hende Fehlen kollektiver Gegenwehr gegen die 
Erosion demokratischer Strukturen (der Pro-
test von 7 Millionen Menschen gegen „King 
Trump“ ereignete sich erst ein paar Tage spä-
ter). Paul Pierson, Professor für Politikwissen-
schaft an der University of California, Berkeley, 
konstatierte einen „totalen Kollaps des forma-
len Schutzes von Institutionen“, das Ende der 
„checks and balances“, die das politische Sys-
tem traditionell stabilisieren. Die Folgen sind 
gefährlich. Donald Trumps Beispiel zeigt, wie 

schnell demokratische Institutionen umgebaut 
werden können, wenn populistische Kräfte an 
die Macht gelangen. Und der Rückbau ist 
schwierig. Die MAGA-Bewegung ist längst nicht 
mehr besonders populär, aber sie ist besonders 
mächtig. 

Einen optimistischeren Ton schlug Christopher 
Andrew Bail, Professor für Soziologie, Compu-
ter- und Politikwissenschaften an der Duke 
University, in seiner Keynote an. Während sich 
die sozialwissenschaftliche Forschung häufig 
auf die Risiken und Herausforderungen neuer 
Technologien – insbesondere der Künstlichen 
Intelligenz – konzentriert, plädierte er dafür, 
auch positive Nutzungsmöglichkeiten verstärkt 
zu erforschen. In den USA werden zum Beispiel 
immer mehr Menschen aufgrund ihrer politi-
schen Überzeugungen im digitalen Raum be-
lästigt. Als Beispiel für ein Trigger-Thema 
nannte Bail das Recht auf Waffenbesitz. Zu-
gleich nimmt der persönliche Austausch an ge-
meinsamen Orten – in Sportvereinen, Gewerk-
schaften oder Nachbarschaftstreffs – ab. Lässt 
sich dieser Austausch auch online herstellen? 
Können wir neue Technologien positiv nutzen, 
indem wir etwa durch Interventionen in Chats 
das Abdriften in toxische Kommunikation ver-
hindern? 

Das interdisziplinäre „Polarization Lab“ unter 
der Leitung von Bail führte innovative Experi-
mente mit Künstlicher Intelligenz durch. Dabei 
zeigte sich: Die Technologie kann genutzt wer-

von links: 
Paul Pierson, 
Chloe Thurston, 
Jacob S. Hacker, 
Daniel Benjamin

Christopher Andrew Bail
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den, um Online-Dialoge auch zu kritischen 
Themen höflicher zu gestalten; das Verständnis 
für die Position der anderen Seite wächst. Dies 
ist nicht nur im Labor der Fall, sondern auch 
im Feld: Ein Beispiel ist ein Experiment auf der 
Plattform „Nextdoor“ – in Deutschland ver-
gleichbar mit „nebenan.de“ –, bei dem eine so-
genannte kindness intervention den Nutzenden 
alternative Formulierungen vorschlug. Diese 
waren bei gleichbleibendem Inhalt höflicher 
und wertschätzender als die ursprünglichen 
Beiträge. Viele Nutzer der Plattform nahmen 
die Vorschläge an, und Verstöße gegen die 
Plattformregeln sanken um 15 Prozent. Zwi-
schenmenschlicher Stress im digitalen Mitein-
ander lässt sich also sehr wohl reduzieren. In 
der angeregten Diskussion wurde auch kritisch 
auf Machtstrukturen und die Möglichkeit der 
Manipulation hingewiesen. Klar ist aber, dass 
sich die Sozialwissenschaften der Erforschung 
neuer Technologien nicht verschließen dürfen. 
Denn einen Weg zurück wird es nicht geben. 

„Alle glücklichen Familien gleichen einander, 
jede unglückliche Familie ist auf ihre Art un-
glücklich.“ Das bekannte Tolstoi-Zitat wandte 
Timothy Besley, Professor für Wirtschaft und 
Politikwissenschaften an der London School of 
Economics, auf Staaten an: Wenig funktionsfä-
hige Staaten unterscheiden sich stärker vonei-
nander als die prosperierenden. In seiner Key-
note teilte er Staaten in drei Gruppen ein: Ge-
meinwohlstaaten, „Special-Interest-Staaten“ 
und schwache Staaten. In Gemeinwohlstaaten 
hat ein handlungsfähiger Staat die Interessen 
aller im Auge. Bei Special-Interest-Staaten lei-
det die Handlungsfähigkeit, Partikularinteres-
sen setzen sich durch. In der dritten Gruppe ist 
der Staat kaum handlungsfähig, Konflikte neh-
men überhand. Durch die zunehmende Polari-
sierung und ökonomische und gesellschaftliche 
Herausforderungen wie die Klimakrise oder 
Globalisierung wird die staatliche Handlungsfä-
higkeit weltweit herausgefordert. Dabei zeigen 
sich zwei klare Muster. Das Vertrauen in den 
Staat und die Unterstützung der Demokratie 
hängen zentral vom Wirtschaftswachstum ab. 
Und: Jüngere Generationen vertrauen dem 
Staat weniger als ältere. Beschränkungen der 
Exekutive sind wichtig für funktionierende De-
mokratien und auch für das wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Wohlergehen: Staaten mit 
schlecht funktionierenden politischen Kon
trollmechanismen verzeichnen ein geringeres 
Wachstum, eine niedrigere Lebenserwartung 
und mehr politische und militärische Konflikte. 

Der Zusammenhang zwischen politischer Sta-
bilität und wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 
ist komplex: Demokratie und Wachstum können 
sich gegenseitig befördern, aber auch hemmen.

30 Prozent. Diese Zahl verdeutlicht die zentrale 
Herausforderung, vor der demokratische Gesell-
schaften stehen. In vielen Ländern weltweit 
liegt das Wahlergebnis populistischer Parteien 
inzwischen auf diesem Level. Ein Drittel der 
Menschen ist also tief unzufrieden mit dem 
Funktionieren repräsentativer Demokratien. Wie 
lässt sich dem entgegenwirken? Im Abschluss-
panel trugen Pratap Bhanu Mehta, indisch-ame-
rikanischer Politikwissenschaftler und Public 
Intellectual von der Princeton University, und 
das Gastgeber-Trio Nicola Fuchs-Schündeln,  
Daniel Ziblatt und Michael Zürn die zentralen 
Erkenntnisse der Konferenz zusammen:

Der Staat muss öffentliche Güter bereitstellen. 
Er muss von den Bürgerinnen und Bürgern als 
zugänglich und handlungsfähig wahrgenom-
men werden, um ihre Unterstützung zu finden. 
Staatliche Leistungsfähigkeit bleibt somit ein 
zentraler Faktor für die Stabilität und Akzep-
tanz demokratischer Ordnung.

Viele Konferenzvorträge befassten sich mit 
dem Thema der Kommunikation. Extreme poli-
tische Standpunkte lassen sich in den sozialen 
Medien leichter verbreiten als differenzierte 
politische Aussagen. Die etablierten Parteien 
müssen mehr Wert auf eine effektive Kommu-
nikation legen – und eben nicht nur in den tra-
ditionellen Medien. Autoritär-populistische 
Parteien zeigen, wie es geht: Sie investieren 

Timothy Besley
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2. Interdisziplinäre WZB-Jahreskonferenz 2026:  
„Internationale Ordnungen“  
Mit dem Amtsantritt von Nicola Fuchs-Schün-
deln als WZB-Präsidentin hat eine neue Tradi-
tion ihren Anfang genommen: Interdiszipli-
näre Jahreskonferenzen widmen sich den 
großen Themen unserer Zeit. Der Austausch 
zwischen verschiedenen sozialwissenschaft
lichen Disziplinen soll gestärkt werden – mit 
einem Format, das in den Sozialwissenschaf-

ten bislang noch selten ist. Die Veranstaltung 
findet künftig jedes Jahr im Oktober statt. Die 
nächste Konferenz zum Thema „Challenges to 
International Orders: Causes and Consequen-
ces“ ist für den 7. bis 9. Oktober 2026 geplant 
und wird von Nicola Fuchs-Schündeln ge-
meinsam mit Steffen Huck, Yasemin Soysal 
und Michael Zürn organisiert.
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enorme Anstrengungen in ihren Auftritt in  
sozialen Medien, um dort gezielt Wählerinnen 
und Wähler zu mobilisieren. 

Dialog und Verständigung zwischen gesell-
schaftlichen Gruppierungen bleiben essenziell. 
Allerdings ist ein solcher Dialog in digitalisier-
ten Gesellschaften wesentlich schwieriger zu 
führen. Öffentliche Orte und auch die Bildungs-
politik können dabei eine zentrale Rolle spie-
len. Ein offener Dialog über trennende Ideolo-
gien hinweg ist unverzichtbar, um der Polari-
sierung entgegenzuwirken. Die Frage bleibt, 
wie dieser Dialog gelingen kann. 

Einigkeit herrschte darüber, dass traditionelle 
Kontrollmechanismen und „checks and balan-
ces“ heute nicht mehr so wirksam funktionie-
ren wie in der Vergangenheit. Es bedarf inno-
vativer Ansätze, um das politische System ge-
gen neue Herausforderungen zu wappnen. 

Dabei müssen die liberalen Demokratien vo
rausschauend handeln und ihre Widerstandsfä-
higkeit verbessern.

Stehen wir vor einer globalen Krise der  
Governance? Sowohl Demokratien als auch 
autoritäre Regime zeigen Schwächen und 
Verfallserscheinungen. Demokratien leiden 
unter stagnierendem Wachstum, Umvertei-
lungskonflikten und wachsendem Nationalis-
mus, und auch autoritäre Systeme sind mit 
der Sicherung ihrer Macht beschäftigt. An-
ders als frühere Krisen, die oft externe Ursa-
chen hatten, sind die Herausforderungen 
heute tief in der Logik nationalen Regierens 
verfangen. Dies legt nahe, dass das Problem 
nicht nur in der Regierungsform, sondern 
auch auf der Regierungsebene zu suchen ist. 
Die globale Governance-Krise wird sicherlich 
auch auf der WZB-Jahreskonferenz 2026 ein 
Thema sein. 
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Ein Dialog 

„Herr Ober, zahlen bitte!“
Ein Sommelier und ein Ökonom über das, was 
nach dem Essen kommt

In Restaurants ist es üblich, mehr als den Preis der soeben genossenen 
Mahlzeit zu bezahlen. Doch welchen Regeln, Motiven, Ritualen folgt das 
Trinkgeldgeben? Im Gespräch für die WZB-Mitteilungen begegnen sich 
Theorie und Praxis.

Paul Valentin Fröhling und Steffen Huck

Steffen Huck: „Herr Ober, zahlen bitte!“ Sagt 
das überhaupt noch jemand?
Paul Valentin Fröhling: Im Wiener Kaffeehaus 
sicherlich, aber in der gehobenen Gastronomie 
wirkt es abgedroschen. Ich habe das jedenfalls 
schon lange nicht mehr bei der Arbeit gehört. 
Stattdessen sagen die Gäste eher: „Wir würden 
dann die Rechnung nehmen.“ Oder sie machen 
das typische Handzeichen …
Huck: Woher stammt das eigentlich?
Fröhling: Es stammt aus der Zeit, als man eine 
Rechnung, vor allem in Hotels, noch gegenge-
zeichnet hat und sie nicht auf elektronischem 
Weg beglichen wurde. Mittlerweile ist diese 
Geste eine Art globales Piktogramm, sie funkti-
oniert überall, was ziemlich praktisch ist. Und 
beim Zahlen mit Karte war die Unterschrift bis 
vor kurzem ja auch noch obligatorisch.
Huck: Ist das nicht unhöflich?
Fröhling: Im Gegenteil, es ist eher sehr diskret 
und höflich. Gerade im laufenden Betrieb ver-
einfacht es die Kommunikation, da sie nonver-
bal geschieht. 
Huck: Unhöflich wird es dann eher beim 
Zahlen …
Fröhling: Ich weiß nicht, ob unhöflich das 
richtige Wort ist. An der Oberfläche läuft das 
Bezahlen eigentlich immer sehr glatt ab. Oft 
legt der Gast seine Karte einfach zur Rechnung.
Huck: Der Rechnung liegt dann meistens ein 
Stift bei.

Fröhling: Genau. Der imaginäre Stift aus der 
Handgeste materialisiert sich.
Huck: Und lädt den Gast ein, auf die Rechnung 
ein Trinkgeld zu schlagen.
Fröhling: Genau, deswegen liegt er auch heute 
noch unaufdringlich dabei, selbst wenn der Be-
zahlvorgang mit der Eingabe der PIN am Ter-
minal abgeschlossen wird, wir den Stift also 
nicht mehr für eine Unterschrift benötigen.
Huck: Das ist der Moment, über den ich eigent-
lich mit dir reden will. 
Fröhling: Weil das auch für euch interessant 
ist?
Huck: Sehr sogar. Es ist ein Moment, in dem 
viele Elemente zusammenfließen, die ökonomi-
sches Handeln prägen: Gegenseitigkeit, Eigen-
nutz, kulturelle und soziale Normen. Hast du, 
als du von Berlin nach Basel gezogen bist, gro-
ße Unterschiede bemerkt?
Fröhling: Nicht wirklich. Die Trinkgeldkultur 
ist an beiden Orten recht ähnlich. Wobei die 
Prozentpunkte in Basel ein wenig höher aus-
fallen. Was ich nach drei Jahren aber sagen 
muss, ist, dass die Wertschätzung in der 
Schweiz größer ist – unabhängig von der Höhe 
des Trinkgeldes.
Huck: Interessant.
Fröhling: Aber es gibt natürlich auch die 
Spanne von extremer Großzügigkeit bis hin zu 
gar keinem Trinkgeld.
Huck: Null?
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Fröhling: Ja, auch das kommt vor. Das muss 
nicht zwingend daran liegen, dass der Service 
schlecht war, eher dass die Gäste vielleicht 
nicht gewohnt sind, Trinkgeld zu geben, da es 
in manchen Ländern in der Rechnungssum-
me enthalten ist. Oder sie übersehen die 
Möglichkeit oder sie sind nicht voll konzen
triert.
Huck: Wir haben etwas Ähnliches mal in ei-
nem Spenden-Experiment mit der Bayeri-
schen Staatsoper beobachtet. Da waren die 
Besucher eingeladen, beim Online-Checkout 
noch für das Kinder- und Jugendprogramm 
zu spenden. Das hat deutlich besser funktio-
niert, wenn sie nicht einfach auf „Weiter“ kli-
cken konnten, sondern, falls sie nicht spen-
den wollten, eine von zwei Boxen anklicken 
mussten: „Nein danke, ich habe schon ge-
spendet“ oder „Nein danke, ich will nicht 
spenden“.
Fröhling: Ihr habt die Leute gezwungen, in den 
Spiegel zu schauen.
Huck: Besser hätte ich es nicht sagen können. 
Die Oper hatte ja ohnehin Einsicht in das, was 
die Besucher gemacht haben. Es ging also nicht 
um das gesellschaftliche Image, sondern nur 
das Image, das man gezwungen wurde, von sich 
selbst zu haben. Es ging um das Eigenbild, du 
nennst es „Spiegel“.
Fröhling: Im Restaurant ist man beim Trink-
geldgeben aber natürlich einer anderen Situa-
tion ausgesetzt als beim Spenden. Durch die 
Anwesenheit der Servicekraft ist man einer 
gewissen Erwartungshaltung ausgesetzt, näm-
lich, ein der Serviceleistung angemessenes 
Trinkgeld zu zahlen.
Huck: Und dann gibt es noch den Druck der 
mittlerweile gängigen wählbaren prozentualen 
Anteile an der Gesamtsumme am Kartentermi-
nal …
Fröhling: Ganz genau. Die suggerieren unter-
bewusst einen Leitfaden für ein übliches 
Trinkgeld, je nach Zufriedenheit des Gastes sa-
gen wir 10,15 oder gar 20 Prozent. Oder den 
Button mit einem frei wählbaren Wert. Beson-
ders das finde ich psychologisch spannend, ob-
wohl der Gast im Restaurant meistens schrift-
lich oder mündlich einen Betrag definiert, be-
vor er das Kartengerät in der Hand hält.
Huck: Was ist denn das Nervigste?
Fröhling: Das „kleine Aufrunden“. Das passiert 
in Berlin und andernorts in Deutschland recht 
häufig. Da begleichen Gäste eine Rechnung 
über, sagen wir, 467 Euro und sagen: „Machen 
Sie 470.“
Huck: Und schauen dich mit Gönnermiene an?

Fröhling: Auch das kommt vor. Oder dass das 
Trinkgeld eher ein Entledigen von Kleingeld 
wird.
Huck: Da heißt es dann die Contenance bewah-
ren.
Fröhling: Allerdings. In solchen Situationen 
wäre mir gar kein Trinkgeld lieber.
Huck: Was geben die Gäste denn im Mittel?
Fröhling: Der Durchschnitt ist schwer zu be-
rechnen, wegen der großen Varianz. Ich schätze 
aber so um die 7, 8 Prozent, je nach Höhe des 
Gesamtbetrags. Aber es gibt ja beim Trinkgeld-
geben mehrere Varianten.
Huck: Du meinst, man fügt einen runden Be-
trag hinzu oder legt zur Karte einen Geldschein 
oder gibt einen bestimmten Prozentsatz?
Fröhling: Genau, das gibt es alles. 
Huck: Lass uns das mal vergleichen.
Fröhling: Willst du jeweils den Durchschnitt 
oder was die Gäste ungefähr am häufigsten 
machen?
Huck: Touché. Der Punkt hätte von mir kom-
men sollen.
Fröhling: Ein bisschen was von Statistik muss 
man in meinem Beruf eben auch verstehen. 
Anders können wir die Preise gar nicht gestal-
ten.
Huck: Was machen die Gäste in Basel am häu-
figsten? Und wie war das in Berlin bei Tim 
Raue und im Pauly Saal?
Fröhling: Die Digitalisierung schreitet voran, 
es wird mit dem Handy oder der Smartwatch 
bezahlt, und das Bargeld wird zunehmend „old-
school“. Wobei im Restaurant immer noch der 
Leitsatz gilt: „Nur Bares ist Wahres.“ Das muss 

Steffen Huck  leitet die Forschungsprofessur  
Behavioral Economics and Human Agency am 
WZB. Von 2012 bis 2024 war er Direktor der  
Forschungsabteilung Ökonomik des Wandels.  
�steffen.huck@wzb.eu
Foto: © WZB/David Ausserhofer, alle Rechte vorbehalten.
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halt nicht im selben Umfang versteuert wer-
den. In Berlin war aber vor 5 bis 10 Jahren 
noch weitaus mehr Bargeld im Spiel.
Huck: Aber wenn: Um welche Scheine geht es 
dann typischerweise? Und wie vergleichen sie 
sich mit dem Trinkgeld nach Prozent?
Fröhling: Alles in allem fallen die Trinkgelder 
höher aus, wenn nach Prozenten gegeben wird. 
Die Nullen, also wenn es gar kein Trinkgeld 
gibt, müssen wir natürlich rausnehmen. Da ist 
es ja unklar, ob man die den prozentualen 
Trinkgeldern oder den Scheinen zurechnen 
soll.
Huck: Korrelieren die Trinkgelder denn mit et-
was Äußerlichem? Jung versus alt, Anzug ver-
sus Jeans? Champagner versus Riesling?
Fröhling: Nein, absolut nicht. Wir hatten schon 
Gäste im Maßanzug, die den sogenannten Igel 
in der Tasche hatten, und Gäste im Freizeitlook, 
die ein Viertel der Gesamtrechnung draufge-
schlagen haben.
Huck: Schon bemerkenswert, dass sich Groß-
zügigkeit nicht von außen abschätzen lässt.
Fröhling: Ja, Kollegen, die meinen, das zu kön-
nen, machen schwere Fehler.
Huck: Zwei Fragen hab’ ich noch. Erstens: Was 
ist mit Stammgästen? 
Fröhling: Manche Stammgäste geben unab-
hängig von der Höhe der Rechnung immer die-
selbe Summe an Trinkgeld, auch dann, wenn 
sie statt zu zweit zu viert sind. Andere Stamm-
gäste orientieren sich an den klassischen 

10 Prozent, wobei auffällig ist, dass bei Stamm-
gästen häufiger Bargeld zum Einsatz kommt.
Huck: Und eher nicht so kleine Scheine, neh-
me ich an.
Fröhling: Ja, aber auch nicht unbedingt syste-
matisch größere.
Huck: Und was ist mit Problemgästen?
Fröhling: Was meinst Du mit „Problemgästen“? 
Da gibt es so viele Subkategorien.
Huck: Kann ich mir vorstellen. Lass mich ver-
suchen, das näher einzugrenzen. Mich interes-
sieren vor allem zwei Fälle: Gäste, die sich ir-
gendwie danebenbenehmen, die laut oder un-
freundlich sind. Und Gäste, die unglücklich 
sind, weil ihnen was nicht schmeckt oder weil 
es vielleicht an diesem Tag ein Gericht nicht 
gibt, das sie gerne bestellt hätten.
Fröhling: Also zur ersten Kategorie … wenn 
wir „unfreundlich“ mal hinten anstellen, habe 
ich die Erfahrung gemacht, dass zum Schluss 
häufig ein recht großzügiges Trinkgeld be-
zahlt wird. Meine Vermutung ist, und das ist 
sicher auch in der Verhaltensökonomie span-
nend, dass die Gäste damit ihr, nennen wir es 
mal ausschweifendes Verhalten rechtfertigen 
wollen, es durch großzügiges Trinkgeld 
gleichsam legitimieren wollen. Auch der 
zweite Punkt ist spannend gewählt, denn in 
den meisten Fällen wirkt sich ein Gang, der 
nicht gefallen hat, nicht auf das Trinkgeld 
aus. Hier ist wichtig zu sehen, wie das Perso-
nal mit der Beschwerde umgeht. Wenn es 
etwa ein alternatives Gericht aus der Küche 
schickt, kann das Engagement des Service 
belohnt werden. So, jetzt will ich aber auch 
eine Frage stellen. Was machst du denn 
selbst?
Huck: Naja, du weißt ja, was ich damals ge-
macht habe, als du uns regelmäßig bei Tim 
Raue bedient hast. 
Fröhling: Stimmt. Das war sehr konsistent. Du 
warst ein Gast mit einem Schein. 
Huck: Ja, und damals immer mit dem gleichen. 
Unabhängig von der Rechnungssumme, weil 
ich dachte, eure Mühe sei unabhängig davon, 
ob ich eine teure oder billige Flasche bestelle. 
Aber ich habe inzwischen umgedacht.
Fröhling: Ich bin gespannt.
Huck: Das wirst du sehen, wenn ich euch end-
lich in Basel besuche. 

Paul Valentin Fröhling  ist nach Jahren in Berlin 
seit 2022 Sommelier im Restaurant Stucki in Basel.
Foto: © privat, alle Rechte vorbehalten.
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Reden und Rechnen 
Wie Sprachmodelle helfen, Politik im 
Parlament zu verstehen

Auch in den Debatten im Deutschen Bundestag folgt die Sprache be-
stimmten Trends. Wie setzen Politikerinnen und Politiker Sprache 
gezielt ein, um zu überzeugen? Um das herauszufinden, analysieren 
Forschende große Textmengen. Dabei spielen KI-basierte Sprachmodel-
le eine entscheidende Rolle, denn sie verwandeln Wörter in Zahlen. 
Greta Groß und Rebecca Kittel werfen einen Blick auf die stetig wach-
senden Analysemöglichkeiten und ihre Fehlerquellen.

Greta Groß und Rebecca Kittel

Wussten Sie, dass Politiker*innen 1990 
die Inhalte ihrer Bundestagsreden in 
deutlich komplexere Sprache verpack-

ten als heute? Oder dass Politiker*innen immer 
dann über die Zukunft sprechen, wenn sie Re-
gierungsverantwortung tragen, aber dieses Zu-
kunftsinteresse schlagartig abnimmt, sobald 
die eigene Partei in der Opposition ist? Mit die-
sen und anderen Erkenntnissen beschäftigen 
sich die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler im Bereich der politischen Kommuni-
kation und der Parlamentsforschung. 

Aber wie kommen wir eigentlich zu Erkennt-
nissen über Sprachkomplexität und Zukunfts-
rhetorik? Indem wir große Mengen an Text als 
Daten behandeln und automatisiert verarbei-
ten – durch sogenanntes Natural Language Pro-
cessing. Seit der Einführung von computerge-
stützten Analyseverfahren können Forscher*in-
nen rhetorische Trends der Bundestagsdebatten 
quantitativ erfassen. Hierfür sind automatisier-
te Verfahren notwendig, denn die Zahl der Par-
lamentsbeiträge ist hoch. Mehr als 180.000 Re-
den wurden seit 1949 im Deutschen Bundestag 
gehalten – dazu kommen Unterbrechungen, 
Zwischenrufe und Kommentare sowie die An-

sprachen der Bundestagsvorsitzenden. Für die 
Untersuchung werden Protokolle der Sitzungen 
elektronisch zugänglich gemacht und daraus 
Text-Datensätze aller Bundestagsbeiträge er-
stellt, sogenannte Corpora. Die Elektronisierung 
der Texte ist aber nur der erste Schritt – darauf 
folgt die eigentliche Analyse. 

Um zum Beispiel die Komplexität der Sprache 
im Parlament zu bestimmen, nutzen Forschen-
de oft Lesbarkeitsindizes. Diese kommen  
ursprünglich aus der Bildungsforschung und 
messen die Komplexität eines Textes anhand 
der Länge der Sätze, also der Anzahl und Länge 
der Wörter, die oft als Anzahl der Silben klassi-
fiziert werden. Rebecca Kittel hat in ihrer For-
schung Parlamentsdebatten aus dem Deutschen 
Bundestag in einem Zeitraum von mehr als 30 
Jahren analysiert und festgestellt, dass die 
Sprache heute grammatikalisch einfacher ist 
als noch in den 1990er-Jahren. Außerdem zeigt 
sie, dass es in vielen Fällen nicht populistische 
Akteure sind, die am einfachsten sprechen. 
Stattdessen spielen die individuellen Merkmale 
der Politikerinnen und Politiker, wie zum Bei-
spiel Alter, Bildungsgrad oder Geschlecht, sowie 
die Prominenz der Themen eine wichtige Rolle. 
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Prominentere Themen, die öfter diskutiert 
werden, werden häufig in einfacherer Sprache 
formuliert als seltener diskutierte Themen. In 
der Parlamentsforschung sind neben der 
Struktur und grammatikalischen Gestaltung 
von Texten selbstverständlich auch die Inhalte 
entscheidend.

Die Analyseverfahren des Natural Language 
Processing sind vielfältig und entwickeln sich 
rasant, aber eine Gemeinsamkeit bleibt: Um mit 
Reden rechnen zu können, werden Wörter in 
Zahlen umgewandelt. Eine Document-Term-
Matrix, die Wörter eines Texts als Tabelle oder 
Matrix von Zahlen darstellt, enthält dann zum 
Beispiel alle Wörter inklusive ihrer Anzahl in 
einem Dokument. Wendet man das auf Bundes-
tagsreden an und ergänzt zeitliche Komponen-
ten sowie einfache Additionen über Dokumente 
hinweg, lassen sich damit interessante deskrip
tive Aussagen treffen. So wurde im Jahr 2025 
im Bundestag 409-mal das Wort „Problem“ ge-
nannt und nur 222-mal das Wort „Lösung“.  
Und während parteiübergreifend 2023 noch 
369-mal das Wort „Klima“ im Bundestag fiel, 
waren es 2024 nur noch 261-mal. Dieses simp-

le Zählen von Wörtern lässt sich optimieren, 
indem nicht einzelne, sondern mehrere Wörter 
gezählt werden, die das Konzept beschreiben, 
das gemessen werden soll. Um zu ermitteln, 
wann Politiker*innen über die Zukunft reden, 
hat Greta Groß beispielsweise mehr als 160 
Wörter gesammelt, die allesamt grammatika-
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409-mal fiel in diesem Jahr im Bundestag das Wort „Problem“.
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Und 222-mal sprachen die Abgeordneten von einer „Lösung“.
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lisch oder lexikalisch beschreiben, dass ein  
Politiker oder eine Politikerin über die Zukunft 
spricht. Mit dieser Methode konnte sie zeigen, 
dass Zukunftsrhetorik in den parlamentari-
schen Debatten des Deutschen Bundestags in 
den vergangenen 33 Jahren einem klaren  
Muster folgt: Politiker*innen betonen die  
Zukunft vor allem dann, wenn sie Regierungs-
verantwortung tragen – und besonders in den 
ersten beiden Jahren einer Legislaturperiode. 
Ideologische Unterschiede spielen dabei kaum 
eine Rolle; dieses Muster ist über Parteigren-
zen hinweg sichtbar. Die Ergebnisse machen 
das theoretische Konzept der „demokratischen 
Kurzsichtigkeit“ empirisch greifbar: Der Fokus 
auf die Zukunft scheint durch Legislaturperio-
den beschränkt – was langfristige, nachhaltige 
Politik erschwert.

Diese Analyse von Reden durch Wörtersamm-
lungen nennt sich anschaulich „Bag-of-Words“-
Ansatz – die Wörter werden wie in Beuteln ge-
sammelt. Die Methode hat mindestens zwei 
Vorteile gegenüber komplexeren Verfahren: Sie 
ist transparent und einfach. Aber während zum 
Beispiel Zukunftsrhetorik an recht klaren 
sprachlichen Markern erkennbar ist wie dem 
Hilfsverb „wird“ oder Worten wie „bald“, ist das 
Zählen von Wörtern als Operationalisierung 
von sozialwissenschaftlichen Konzepten auch 
fehleranfällig. Der wohl größte Nachteil ist, 
dass Wörter je nach Kontext unterschiedliche 
Bedeutungen haben können: Mit dem „politi-
schen Klima im Bundestag“ ist beispielsweise 
ein anderes Klima gemeint als in der Aussage 
„Das Klima auf der Erde verändert sich“. Hinzu 
kommt, dass sich die Bedeutung von Wörtern 
über die Zeit verändern kann und dass komple-
xe Konzepte kaum durch eine Sammlung von 
Wörtern erschöpfend erfasst werden können. 
Um also die automatisierte Analyse von Spra-
che zu optimieren, begann in den frühen 
2000er-Jahren die Weiterentwicklung des Na-
tural Language Processing: Die Umwandlung 
von Wörtern in Zahlen wird nicht mehr nur für 

Grundrechenarten genutzt, sondern nun kön-
nen Wörter als Zahlen mathematisch komple-
xer abgebildet werden. Neben der Untersu-
chung von Themen und deren inhaltlicher oder 
zeitlicher Ausrichtung erlauben die methodi-
schen Weiterentwicklungen der automatisier-
ten Textanalyse immer mehr Forschung zur 
Einbettung von latenten Konzepten wie Emoti-
onen in Texten. So zeigt Tobias Widmann, wie 
sich Emotionen im Klimawandel-Diskurs deut-
scher Parlamentarier*innen verändern – ab-
hängig von politischen Maßnahmen zur Ein-
dämmung der Erderwärmung. Er untersuchte 
Bundestagsdebatten zum Ausbau von Wind-
kraftanlagen und stellte fest: Je mehr Windrä-
der gebaut wurden, desto negativer äußerte 
sich die AfD über dem Klimaschutz. Die Befun-
de legen nahe, dass sich die rechtsextremen 
Abgeordneten mit dieser Rhetorik an ihre 
Wähler*innen anpassten und gezielt negative 
Emotionen gegenüber dem Thema schürten.

Die bisher größte Weiterentwicklung des Natu-
ral Language Processing wurde im November 
2022 veröffentlicht. OpenAI brachte ChatGPT 
3.5 auf den Markt, und zum ersten Mal konnte 
jeder Mensch kostenlos mit einem KI-Sprach-
modell chatten. Auch für die Forschung hat 
sich seitdem viel verändert. Forschende nutzen 
KI-Sprachmodelle wie ChatGPT, aber auch 
Open-Source-Programme wie Ollama zur Text-
klassifizierung. In manchen Bereichen können 
sie menschliches Kodieren übernehmen. Sie 
werden auch in der Parlamentsforschung ein-
gesetzt, um zum Beispiel Themen von Debatten 
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zu klassifizieren. Allerdings müssen Forschen-
de bei der Verwendung der Sprachmodelle 
ebenso wie in anderen Bereichen der automa-
tisierten Textanalyse immer wieder auf die Va-
lidierung achten, also sicherstellen, ob die KI 
tatsächlich klassifiziert, was sie soll. ChatGPT 
denkt eben nicht, sondern erkennt Muster in 
der Sprache und leitet daraus Ergebnisse ab.

In den letzten Jahren lag ein starker Fokus der 
Parlamentsforschung auf Reden und ihrer in-
haltlichen und stilistischen Analyse durch die 
oben erläuterten Sprachmodelle. Jetzt zeichnet 
sich allerdings eine neue Dimension der Ana-
lyse ab: Die meisten Reden in Parlamenten 
werden mittlerweile aufgezeichnet und online 
auf den jeweiligen Webseiten der Parlamente 
zur Verfügung gestellt. Durch neue Methoden 
der automatisierten Bildanalyse können Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler so nicht 
mehr nur die großen Mengen an Textdateien 
untersuchen, sondern auch das Videomaterial. 
Oliver Rittman analysierte zum Beispiel Video-
aufzeichnungen von etwa 30.000 Reden aus 
dem Deutschen Bundestag im Zeitraum von 
2011 bis 2020 und fand heraus, dass Politike-
rinnen und Politiker bei sprachlich komplexe-
ren Reden oft weniger gestikulierten als bei 
sprachlich weniger komplexen Reden. Die auto-
matisierte Bildanalyse arbeitet mit ähnlichen 
Konzepten wie die automatisierte Textanalyse; 
anstelle von Wörtern werden hier Pixel in Zah-
len umgewandelt, um dann mit ihnen rechnen 
zu können. Die automatisierte Analyse von Vi-
deos und Bilddateien steckt derzeit noch in den 
Kinderschuhen, sie findet aber immer mehr 
Beachtung in der Wissenschaft, auch über die 
Parlamentsforschung hinaus. Vor allem durch 
die große Relevanz von Social Media, auch für 

Politikerinnen und Politiker, wird die automati-
sierte Bild- und Videoanalyse immer mehr zu-
nehmen. Nicht nur Parlamentsreden werden 
mittlerweile über offizielle Partei- oder indivi-
duelle Politiker*innen-Accounts auf TikTok 
oder Instagram geteilt, sondern auch Wahl-
kampfansagen oder Auftritte bei wichtigen 
Events. So können sie direkt mit ihrer Wähler-
schaft in Verbindung treten. Neben den Inhal-
ten haben die Bilder ebenfalls einen Effekt auf 
die Zustimmung und den Erfolg von Politi-
ker*innen. Für Politikwissenschaftlerinnen und 
Politikwissenschaftler wird es in Zukunft daher 
immer wichtiger, nicht nur die textbasierte 
Sprache von politischen Botschaften anzu-
schauen, sondern auch die Bildsprache als ein 
wesentliches Element zu berücksichtigen. 
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Europäischer  
Flickenteppich
Wie Städte und Länder digitale Plattformen 
regulieren

Digitale Plattformen wie Uber und Airbnb fordern die Transport- und 
Hotelindustrie heraus. Mit neuen Fahrdiensten und Übernachtungsan-
geboten stellen sie bestehende Regelwerke in Frage. Das Projekt „REGU-
LATE: Recasting the Regulatory State?“ analysiert die Entstehung und 
Entwicklung von Plattformvorschriften in mehr als hundert europäi-
schen Städten von 2014 bis 2022. Sichtbar sind gemeinsame Trends, 
aber auch signifikante Unterschiede zwischen Ost und West und inner-
halb einzelner Länder. Und die erstaunliche Kreativität einzelner Städte.

Eduard-Alex Ciuhandu und Eliška Drápalová

Neue Plattformdienste treffen auf traditio-
nelle Servicestrukturen. Das erfordert 
neue Regeln für die Servicemärkte. Diese 

Regeln beobachten wir in unserem Forschungs-
projekt. In den letzten drei Jahren haben wir ei-
nen Index entwickelt, mit dem wir den Detailgrad 
und die Anzahl der Anforderungen beschreiben 
können, die in den jeweiligen Rechtsvorschriften 
festgelegt sind (Regulatory Strength Index, RSI). 
Der Index wird alle zwei Jahre aktualisiert und 
zählt die Anzahl der Aspekte und Verpflichtungen 
in lokalen Regelwerken, wobei eine Punktzahl 
von 0 bis 10 vergeben wird: Je höher die Punkt-
zahl, desto anspruchsvoller der Regulierungsrah-
men. Mit dem Index lassen sich lokale und natio-
nale Unterschiede und ihre Entwicklung im Lauf 
der Zeit messen. Anschaulich wird diese Mes-
sung, wenn die Punktwerte in Farben übersetzt 
und auf eine Landkarte eingetragen werden. 
Zwei Beispiele für solche Heatmaps zeigen wir in 
diesem Artikel. Unsere Zahlen erzählen Ge-

schichten über die Verbreitung neuer Dienste in 
europäischen Ländern. 

Mitte der 2010er-Jahre schockierte der Anbie-
ter Uber die europäischen Fahrdienstmärkte. 
Wer immer einen Führerschein besaß, konnte 
über die App UberPop als Fahrerin oder Fahrer 
arbeiten. Die Plattform Uber stellte dies als eine 
Form des organisierten Trampens dar, was also 
nicht unter die traditionellen Transportvor-
schriften fällt. In Westeuropa folgten die ersten 
Reaktionen einem Muster: Taxiunternehmen 
waren empört, die Öffentlichkeit war besorgt 
um die Sicherheit, Regulierungsbehörden be-
fürchteten unlauteren Wettbewerb und das Um-
gehen von Arbeitsgesetzen, und UberPop wurde 
schnell verboten. Mit Ausnahme von Frank-
reich, das UberPop durch ein spezielles Gesetz 
verboten hat, haben die meisten westeuropäi-
schen Länder (nämlich Spanien, Italien, die Nie-
derlande und Deutschland) UberPop durch Ge-
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richtsbeschlüsse abgeschafft. Diese Beschlüsse 
besagen, dass durch die bestehenden Vorschrif-
ten für den öffentlichen Verkehr jeder neue, 
nicht regulierte Dienst illegal ist. Der überra-
schende Trend, Gerichte in die Einführung und 
Durchsetzung von Regeln einzubeziehen, fehlt 
im Osten des Kontinents vollständig.

Die Plattform reagierte überall in Westeuropa 
ähnlich auf das Verbot: Uber trat wieder in die 
Märkte ein, indem es bestehende Rahmenbe-
dingungen einhielt, aber Dienstleistungen 
übernahm, die ursprünglich für andere Zwecke 
gedacht waren. In jedem westeuropäischen 
Land gab es mindestens einen taxiähnlichen 
Dienst, in der Regel Mietwagenfahrerinnen und 
-fahrer, die für Chauffeurfahrten gebucht wur-
den. Uber übernahm auch Dienste, die nicht für 
Plattformen konzipiert waren, und betrieb Lob-
byarbeit zur Liberalisierung der Vorschriften – 
mit gemischtem Erfolg. 

Osteuropa folgte einem anderen Muster: Die 
Einstiegsstrategie von Uber war zwar ähnlich, 
und auch hier reagierte die Taxi-Lobby mit Em-
pörung, doch weder wurden Gerichte einbezo-
gen, noch wurde Uber schnell verboten. Es 
herrscht allgemeine Verwirrung darüber, wie 
die Dienste von Uber einzustufen seien und ob 
das Argument von Uber gilt, man sei von den 
bestehenden Vorschriften ausgenommen. Für 

die westeuropäischen Länder lässt sich aus un-
seren Daten keine klar parteipolitische Linie in 
der Regulierung von Plattformen zeigen. In Ost-
europa hingegen scheint es einen Zusammen-
hang zwischen Weltanschauungen und der Hal-
tung gegenüber Uber zu geben. Insbesondere in 
Rumänien haben liberale Politiker und Parteien, 
die von jüngeren Menschen aus dem städti-
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schen Raum unterstützt werden, die Argumen-
tation von Uber übernommen und werben für 
die Notwendigkeit einer neuen Kategorie der 
Regulierung. Dieser Ansicht widersprach die 
sozialdemokratische Partei, die zu dieser Zeit 
eher euroskeptische Positionen vertrat und 
sich für den Schutz der nationalen Taxiindust-
rie und gegen den Einfluss ausländischer Un-
ternehmen einsetzte. 

In Rumänien und Polen befand sich Uber lange 
in einer Grauzone: Es war ungeklärt, ob das An-
gebot legal war oder nicht. Ende 2019 und An-
fang 2020 haben beide Länder Uber schließlich 
durch die Einführung neuer Tätigkeits-Modelle 
einbezogen: „Nicht-Taxi-Transportdienst“ und 
„Transportvermittlung“ in Polen, „alternativer 
Transport“ in Rumänien. Der rechtliche Status 
von Uber war lange unklar, da Juristen, Politi-
kerinnen, Polizei und Gerichte oft widersprüch-
liche Interpretationen lieferten. In der öffentli-
chen Debatte, insbesondere in Rumänien, fand 
die Darstellung von Uber Unterstützung bei der 
jüngeren, urbanen Bevölkerung und bei libera-
len Politikern und Politikerinnen – ganz anders 
als in Westeuropa, wo die Plattform allgemein 
mit negativeren Reaktionen konfrontiert war. 
Innerhalb Europas gibt es also eine gewisse 
Spaltung, die möglicherweise mit eher neolibe-
ralen Haltungen der jüngeren Generation in 
Osteuropa zusammenhängt. Sichtbar wird die 

Spaltung an den unterschiedlichen Farben in 
Abbildung 1: heller, also liberaler im Osten, 
dunkler, also strenger reguliert im Westen. 

Bei allen Unterschieden zwischen den EU-Regi-
onen: Gemeinsam ist ihnen der begrenzte Ein-
fluss der lokalen Politik auf die Uber-Regulie-
rung. Sowohl in West- als auch in Osteuropa 
mangelt es an regulatorischer Kompetenz auf 
lokaler Ebene. Auch das wird in der Grafik 
sichtbar. Denn die Länder haben jeweils homo-
gene Farben, da es keine unterschiedlichen Re-
gulierungen auf lokaler Ebene gibt.

Im Blick auf Airbnb ergibt sich ein anderes Bild. 
Hier spielen Städte eine prominentere Rolle bei 
der Regulierung. Anders als bei Uber variiert bei 
Airbnb die Ebene der Regulierung stark, von na-
tionalen Vorschriften in Osteuropa bis zu loka-
len Vorschriften in Spanien. Während unseres 
gesamten Beobachtungszeitraums (2014–2022) 
fanden die Städte kreative Wege, um den lokalen 
Wohnungsmarkt zu schützen. In der Heatmap in 
Abbildung 2 zeigt sich die Eigenständigkeit der 
Städte darin, dass sie sich farblich von der Flä-
che des gesamten Landes abheben. Spanien ist 
führend bei der Regulierung von Airbnb: Obwohl 
die Städte hier bereits über umfangreiche Regu-
lierungsbefugnisse verfügten, versuchten sie, 
diese durch Stadtentwicklungspläne noch auszu-
weiten. Städte wie Barcelona haben Kurzzeitver-
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mietungen über Airbnb fast ganz unmöglich ge-
macht. Auch für Uber haben spanische Städte 
umfangreiche Vorschriften auf lokaler Ebene er-
lassen. Barcelona ist ein wichtiges Beispiel, da 
Uber hier de facto illegal wurde, weil die Stadt 
Vorschriften auferlegte, die unmöglich einzuhal-
ten sind – zum Beispiel eine Mindestfahrzeug-
länge von 4,90 Metern. Auch das Vereinigte Kö-
nigreich weist lokale Besonderheiten auf.

In Deutschland arbeiten Kommunen eher regio-
nal zusammen. Die Bundesregierung reguliert 
Airbnb überhaupt nicht und überlässt es den 
Bundesländern, Rahmenvorschriften gegen die 
Zweckentfremdung von Wohnraum zu schaffen. 
Die einzelnen Städte neigen dazu, Satzungen zu 
verabschieden, die genau denen der regionalen 
Ebene entsprechen; Innovation ist dort also 
kaum zu finden. Die einzige Ausnahme ist Lü-
beck, das wie einige spanische Städte Airbnb 
durch das Baurecht reguliert. Osteuropäische 
Städte hingegen sind von vornherein machtlos, 
da sie keine eigenen Vorschriften erlassen kön-
nen. Krakau geht hier einen eigenen Weg: Die 
polnische Stadt hat eine Taskforce eingerichtet, 
um das Thema zu beobachten und Vorschläge 
zu entwickeln, und sie hat sogar begonnen, mit 
Airbnb zusammenzuarbeiten, um nachhaltigen 
Tourismus zu fördern. In Abbildung 2 stimmen 
in Westeuropa die Farben der Punkte nicht mit 
dem jeweiligen Hintergrund überein. Das zeigt, 
wie experimentierfreudig hier die Städte in Be-
zug auf Regulierungen von Airbnb waren. An-
ders sieht es im Osten aus, wo die Farbe der 
Städte genau derjenigen der Länder entspricht.

Auch mehr als zehn Jahre nach dem Aufkom-
men der Plattform-Ökonomie hat Europa also 
keinen einheitlichen Stil der Regulierung ge-

funden. Während Osteuropa den Ansatz von 
Uber begrüßt hat und eine neue Art von Dienst-
leistung legalisiert hat, hat Westeuropa ihn 
rundweg abgelehnt und Uber gezwungen, sich 
an bestehende Transportdienstleistungen anzu-
passen. Spanische Städte haben sich gegenüber 
Airbnb (und in einigen Fällen auch gegenüber 
Uber) als regulatorische Innovatoren erwiesen 
und kreative Wege gefunden, um beide Dienste 
in die Schranken zu weisen. Auch wenn sich 
Städte als experimentierfreudig und innovati-
onsorientiert gezeigt haben, müssen sie ihr 
Verhalten an die mehrstufige Struktur der je-
weiligen nationalen Systeme anpassen. Die 
Rahmenbedingungen ändern sich stetig: Neue 
Regierungen werden gewählt, und seit 2024 gilt 
EU-weit der Digital Services Act. Der RSI er-
möglicht es uns, genau zu beobachten, wie sich 
das auf die Regulierung digitaler Plattformen 
auf kommunaler Ebene auswirken wird. 
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Mehr als nur Technik
Worauf es bei der Einführung von KI in Unter-
nehmen ankommt

Mit dem Auftauchen von ChatGPT ist Künstliche Intelligenz endgültig im 
Alltag der meisten Menschen angekommen. In beruflichen Zusammen-
hängen allerdings stoßen die neuen Technologien oft auf Angst und 
Ablehnung. Wie kann die Einführung von KI gelingen? Was fördert Ak-
zeptanz? Mario Michael Ottaiano hat zwei Fallbeispiele untersucht – in 
der Produktion und in der Verwaltung – und Schlüsse daraus gezogen.

Mario Michael Ottaiano

Ohne digitale Tools und Systeme ist der 
Arbeitsalltag nicht mehr vorstellbar. Dass 
in letzter Zeit vor allem vom Abbau von 

Arbeitsplätzen gesprochen wird, wenn es um 
die Digitalisierung geht, hat fraglos mit der 
Verbreitung Künstlicher Intelligenz zu tun. Da-
bei ist zu erwarten, dass zumindest mittelfris-
tig nicht weniger, sondern mehr Arbeit nötig 
sein wird, um digitale Technologien wie gene-
rative KI – also KI, die selbst Inhalte hervor-
bringt – produktiv in die Unternehmen zu 
bringen. Der Arbeitssoziologe Florian Butollo 
etwa betont die „Rebound Effects“ von Automa-
tisierungstechnologien: Die Einführung, die An-
wendung und die Wartung der Systeme im Stö-
rungsfall erzeuge permanent neue Arbeit. 

Ob KI von Beschäftigten akzeptiert wird, hat 
aber nicht nur mit solchen allgemeinen Über-
legungen zu tun. Vielmehr ist entscheidend, 
wie das einzelne Unternehmen die neuen Tools 
einführt. Laut einer Untersuchung des US-ame-
rikanischen Massachusetts Institute of Techno-
logy (MIT) scheitern 95 Prozent aller Pilotpro-
zesse zur Einführung von generativer KI in Un-
ternehmen. Das liege auch an der Technik an 
sich, also zum Beispiel an fehlenden Speicher-
möglichkeiten oder der mangelnden Anpass-

barkeit an bestehende Arbeitsprozesse. Ent-
scheidend sei vor allem, wie die Technologie 
ins Unternehmen kommt. 

Da Beschäftigte mittlerweile privat umfangrei-
che Erfahrungen mit ChatGPT und anderen An-
wendungen gesammelt haben, steigen ihre Er-
wartungen an Tools, die sie am Arbeitsplatz 
nutzen. Der MIT-Studie zufolge verwenden 
90 Prozent der befragten Beschäftigten ihre 
privaten KI-Accounts und -Tools im Arbeits-
kontext, obwohl 40 Prozent der Unternehmen 
offizielle Lösungen anbieten. Grund hierfür sei, 
dass die privaten Tools bessere Ergebnisse lie-
ferten und sich besser an den individuellen Ar-
beitsmodus anpassen ließen. 

Die Befunde der Studie decken sich teilweise 
mit den Ergebnissen, die ich in meinen eige-
nen Forschungen zur Einführung von KI-Sys-
temen gesammelt habe. In meiner Dissertati-
on untersuche ich zwei Fälle der Einführung 
von KI und leite daraus ab, was nötig ist, da-
mit Beschäftigte KI akzeptieren und nutzen. 
Das erste Beispiel behandelt eine Anwendung 
zur Wartung in einer Fabrik, das zweite die 
Einführung eines generativen Chatbots in ei-
ner Unternehmensverwaltung. Die Ergebnis-

Aus der aktuellen Forschung  49



se stammen aus der gemeinsamen Arbeit in 
der Forschungsgruppe „Arbeiten mit Künstli-
cher Intelligenz“ am Berliner Weizenbaum-
Institut.

Im ersten Fallbeispiel sollte in einem Produk-
tionsunternehmen eine KI-Software einge-
führt werden, um Maschinenausfälle vorher-
zusagen und sie dadurch langfristig zu redu-
zieren. Zuvor waren solche Vorhersagen vor 
allem an das Erfahrungswissen der Beschäftig-
ten in der Instandhaltung geknüpft. Das KI-
System sollte dies zumindest teilweise erset-
zen und automatisieren. Uns interessierte da-
bei vor allem, wie sich das KI-System zur 
vorausschauenden Wartung darauf auswirkt, 
wie Beschäftigte in der Instandhaltungsabtei-
lung ihr Erfahrungswissen anwenden, wie sie 
sich zusätzliches aneignen und ob beziehungs-
weise wodurch neues Erfahrungswissen bei 
den Beschäftigten entsteht. Das Unternehmen 
war in der Vergangenheit vor allem durch Zu-
käufe anderer Unternehmen gewachsen. Da-
durch wurden sehr unterschiedliche techni-
sche Hard- und Softwaresysteme zusammen-
geführt. Es wurde die KI-Lösung eines 
branchenfernen Technologieanbieters einge-
kauft, die die verschiedenen technischen 
Infrastrukturen angleichen sollte.

An Standorten, an denen die Beschäftigten in 
der Instandhaltung über wenig spezifisches 
Erfahrungswissen verfügten, traf die KI-An-
wendung auf Zuspruch. Dort hingegen, wo die 
Beschäftigten in der Instandhaltung schon 
länger mit digitalen, aber nicht KI-basierten 
Assistenzsystemen gearbeitet hatten, hatten 
sie ein hohes Maß an Erfahrungswissen aufge-
baut. Das führte dazu, dass die KI-Anwendung 
des branchenfernen Technologieanbieters dort 
weitgehend abgelehnt wurde. Als entscheiden-
den Faktor identifizierten wir die Missachtung 
beziehungsweise Nichtanerkennung des bishe-
rigen Erfahrungswissens der Beschäftigten. 
Angenommen wurde die KI lediglich von den 
Beschäftigten, die über weniger Fach- und Er-
fahrungswissen verfügten. Eine frühzeitige 
Beteiligung der Beschäftigten und die Einbin-
dung ihres Erfahrungswissens in den Werken 
hätten womöglich zu einer höheren Akzeptanz 
an mehreren Standorten geführt. Hierzu hät-
ten die Mitarbeiter*innen aber bereits bei den 
ersten Überlegungen, eine KI-Lösung zu be-
schaffen, eingebunden werden müssen. Wo die 
Einführung und Annahme durch die Beschäf-
tigten im Unternehmen gelangen, war der 

Prozess von Beginn an beteiligungsorientiert 
aufgesetzt. Voraussetzung hierfür war jedoch, 
dass eigens Personal dafür vorhanden war – 
Personal mit nicht nur fachlichen, sondern 
ebenfalls sozialen und kommunikativen Kom-
petenzen.

Im zweiten Fallbeispiel wurde ein generatives 
KI-System im Bürobereich eingeführt. Anders 
als im Beispiel der Fabrik wurden hier die Be-
schäftigten von vorneherein umfassend und 
systematisch beteiligt. Nicht nur wurde der Ge-
samtbetriebsrat nach kurzen Startschwierig-
keiten in den Prozess der Einführung einbezo-
gen. Auch die Beschäftigten waren von Beginn 
an Teil der Erprobung des neuen Systems. Zu-
sätzlich wurde eine gesonderte Gruppe von Be-
schäftigten im Pilotbereich (der IT-Abteilung in 
der Unternehmensadministration) von Beginn 
an über ein spezielles Rollenkonzept direkt und 
unmittelbar in den Prozess der KI-Einführung 
eingebunden. 

Sogenannte Key-User*innen fungierten als 
eine moderierende Schnittstelle zwischen der 
fachlichen Leitung der KI-Einführung durch die 
Projektgruppe und den restlichen Beschäftig-
ten im Pilotbereich, den sogenannten Pilot-
User*innen. Ausschlaggebend für die Auswahl 
als Key-User*in war eine gewisse Affinität zu 
neuen Technologien, aber auch das spezifische 

Mario Michael Ottaiano  ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter und Doktorand in der Forschungs-
gruppe „Arbeiten mit Künstlicher Intelligenz“ am 
Weizenbaum-Institut für die vernetzte Gesell-
schaft Berlin e. V. und Gastwissenschaftler der 
Forschungsgruppe Globalisierung, Arbeit, Produk-
tion am WZB. � 
mario.ottaiano@weizenbaum-institut.de
Foto: © Grit Hiersemann, www.grit-hiersemann.de, alle Rechte 
vorbehalten.

50      | Mitteilungen   Heft 190   Dezember 2025

mailto:mario.ottaiano%40weizenbaum-institut.de?subject=
https://people-photography.blogspot.com/


Erfahrungswissen in der jeweiligen Abteilung. 
Hier stellte sich die Erfahrung der Beschäftig-
ten ebenfalls als entscheidender Faktor bei der 
Einpassung des KI-Systems in bestehende Ar-
beitsprozesse dar. Für die Key-User*innen zähl-
te nicht nur ihr Erfahrungswissen, sondern sie 
erhielten im Rahmen der KI-Einführung eine 
gänzlich neue Rolle und eine stärkere Sichtbar-
keit, innerhalb der eigenen Abteilung und dar-
über hinaus. 

Die beiden Fälle aus der betrieblichen Praxis 
verdeutlichen: Die Einbeziehung von Beschäf-
tigten ist entscheidend für die gelingende Ein-
führung von KI-Systemen – und zwar unab-
hängig vom Anwendungsbereich. Beteiligung 
ermöglicht es zudem der Unternehmensleitung, 
direktes Feedback der Beschäftigten zur Tech-
nologie zu erhalten und so frühzeitig auf even-
tuelle Hindernisse zu reagieren. Ein zusätzli-
cher Faktor ist die Anerkennung, vor allem von 
abteilungs- und arbeitsbereichsbezogenem Er-
fahrungswissen. Denn oft wissen die Mitarbei-
ter*innen am besten, was sie für ihre Arbeit 
benötigen und wo die Schwierigkeiten im all-

täglichen Umgang mit den verschiedenen digi-
talen Tools und Systemen liegen. 

Eine weitere Voraussetzung für eine gelingen-
de Integration von KI in Unternehmen ist, Be-
triebsrät*innen von den ersten Überlegungen 
an mit einzubeziehen. Diese können dann als 
Vertrauensinstanz zwischen den Beschäftigten 
und dem Management vermitteln. Dazu können 
Formen unmittelbarer Beteiligung von Be-
schäftigten treten, die nicht als Gegenpro-
gramm zur gesetzlichen Mitbestimmung zu 
verstehen sind. Vielmehr können sie als zu-
sätzlicher und direkter Feedback-Loop dienen. 

Unternehmen sollten gemeinsam mit den Be-
triebsräten, aber auch mit allen Beschäftigten 
nach passenden Anwendungsfällen für die un-
terschiedlichen neuen Tools suchen. Dabei darf 
es nicht nur um den Profit des Unternehmens 
gehen, sondern auch die Qualität der Arbeit der 
Beschäftigten muss im Blick sein. So entsteht 
im Idealfall eine Situation, bei der die Unter-
nehmensseite und die Beschäftigten von den 
neuen KI-Systemen profitieren. 
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„Ich bin ein Produkt der 
Globalisierung“
A.SK-Preisträgerin Penny Goldberg über ihren 
wissenschaftlichen Weg

Am 5. November erhielt die amerikanisch-griechische Ökonomin  
Pinelopi Koujianou „Penny“ Goldberg bei einem Festakt im WZB den 
diesjährigen A.SK Social Science Award – mit einem Preisgeld von 
75.000 Euro einer der wichtigsten sozialwissenschaftlichen Preise 
weltweit. Goldberg wurde für ihre Forschungen zu den Auswirkungen 
globaler Handelspolitik auf Wohlstand und Ungleichheit ausgezeichnet. 
In ihrer Dankesrede, die wir übersetzt und gekürzt dokumentieren, 
skizzierte sie ihre Biografie und ihre Motivation.

Pinelopi Koujianou Goldberg

Der A.SK Award würdigt sowohl akademi-
sche Exzellenz als auch gesellschaftliche 
Relevanz – ein besseres Kompliment für 

eine Sozialwissenschaftlerin kann ich mir nicht 
vorstellen. Lassen Sie mich ein wenig von mei-
ner Herkunft und meinem Hintergrund erzäh-
len. Aufgewachsen bin ich in Griechenland, in 
einer Familie, die neugierig auf die Welt war, 
aber gleichzeitig ihr nationales Erbe sehr wert-
schätzte. Mein Vater war unglaublich stolz dar-
auf, Grieche zu sein, bewunderte aber jedes 
Land für seinen Beitrag zur Welt. Meine Eltern 
waren beide Ingenieure und schätzten die deut-
sche Ingenieurskunst. So lag es nahe, dass mei-
ne Schwester und ich nach Deutschland gingen. 
Ich studierte in Freiburg und ging später in die 
Vereinigten Staaten. Das wäre nicht möglich ge-
wesen, wenn auch diese Länder nicht offen ge-
wesen wären für Menschen, Ideen und andere 
Kulturen. Ich betrachte mich daher als ein Pro-
dukt der Globalisierung – und eine große Nutz-

nießerin. Einen großen Teil meiner Arbeit wid-
me ich der Untersuchung der Globalisierung. 

In Freiburg wurden die Wirtschaftswissen-
schaften stark als Sozialwissenschaft betrach-
tet; wir versuchten, die Dinge im sozialen, im 
historischen und im institutionellen Kontext zu 
verstehen. Die Ausbildung, die ich dort erwarb, 
befähigte mich dazu, das große Ganze zu sehen.

Stanford, meine nächste akademische Station, 
war methodisch sehr fortschrittlich. Mich faszi-
nierte mehr und mehr der internationale Han-
del. Wenn man aus einem kleinen Land wie 
Griechenland kommt – und die meisten euro-
päischen Länder sind im internationalen Ver-
gleich klein –, dann versteht man, dass interna-
tionaler Handel von existenzieller Bedeutung ist. 
Während meiner Promotion fanden zwei Revo-
lutionen in den Wirtschaftswissenschaften statt. 
Die eine war empirisch: Wir erhielten Zugang zu 
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viel besseren Daten als je zuvor; die andere me-
thodisch: Die statistischen Methoden entwickel-
ten sich rasant. Diese Methoden wandte ich auf 
spezifische Fallstudien an. Ich untersuchte Sek-
toren wie die Automobilindustrie, Pharmazeuti-
ka oder Halbleiter und auch viele einzelne Län-
der, erst Lateinamerika, später Indien. 

Dabei versuchte ich nie, eine allgemeine Han-
delstheorie zu entwickeln. Meine Arbeit war 
sehr stark von der Theorie motiviert, aber ich 
war an empirischen Beweisen interessiert. Wenn 
man so arbeitet, sind die Dinge oft kompliziert. 
Man muss ständig seine Vorannahmen anpassen, 
weil Hypothesen, die auf Theorien basieren, 
manchmal nicht durch die Daten bestätigt wer-
den. Nicht alle Vorteile, Nachteile und Auswir-
kungen einer Politik sind vorhersehbar. Die Rea-
lität ist chaotisch, die Daten sind chaotisch. Wer 
klare, schöne Ergebnisse liebt, wird diese Ar-
beitsweise nicht mögen. Mein Ansatz ähnelt da-
durch eher der Vorgehensweise von Wirtschafts-
historikern oder anderen Sozialwissenschaft-
lern. Auch in diesen Disziplinen besteht die 
Kunst darin, das Gesamtbild im Blick zu behalten. 
Ich habe das Gefühl, dass meine europäischen 
Wurzeln und meine Ausbildung in Deutschland 
mir dabei unglaublich geholfen haben.

Ebenfalls in meine Zeit in Stanford fiel der Be-
ginn der sogenannten Hyperglobalisierung. Der 
Fall der Berliner Mauer bedeutete das Ende des 
Kalten Krieges. Länder auf der ganzen Welt fin-
gen an, miteinander zu handeln. Die Vereinig-
ten Staaten bauten intensive Handelsbeziehun-
gen mit Ländern wie China, Vietnam, Malaysia 
und Korea auf – Länder, die andere politische 
Systeme hatten. Darüber hinaus begannen vie-
le Entwicklungsländer, ihre Märkte zu öffnen 
und ihr Handelssystem zu liberalisieren, und 
ich untersuchte die Auswirkungen der offenen 
Märkte auf diese Länder. Vielen von uns wird 
ihre Bedeutung erst jetzt bewusst, wo all diese 
Dinge unter Beschuss stehen. Insbesondere die 
extreme Verringerung der Armut wäre ohne 
die Öffnung vieler Länder für den Handel nicht 
möglich gewesen. Ein multilaterales, auf Regeln 
basierendes Handelssystem gewährte Vorher-
sehbarkeit und Stabilität. 

Warum aber lehnt sich heute die Welt gegen den 
freien Handel und die Globalisierung auf? Das 
wird noch viele Jahre lang von Wirtschaftshis-
torikern diskutiert werden. Auch Forschende an 
einem Ort wie dem WZB, wo diese Themen aus 
einer multidisziplinären Perspektive betrachtet 
werden, haben viel dazu zu sagen. Einer der 
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wichtigsten Faktoren scheint mir die weit ver-
breitete Überzeugung zu sein, dass der Fort-
schritt der Entwicklungsländer, also die Verrin-
gerung der extremen Armut, auf Kosten der Ar-
beitnehmer*innen und der Mittelschicht in den 
Industrieländern geschah. Der Preis war eine 
zunehmende Ungleichheit.

Diese Frage nach den Auswirkungen des Handels 
auf Ungleichheit habe ich in meiner Forschung 
umfassend untersucht. Nicht alle Kollegen befan-
den dies für richtig. Der amerikanische Ökonom 
Robert Lucas etwa hielt die Untersuchung von 
Verteilungseffekten von politischen Maßnahmen 
für eine verführerische Tendenz wohlmeinender 
Volkswirte, schädlich für ein solides wirtschaftli-
ches Denken. Hier widerspreche ich ihm, denn 
ich denke, auch ökonomische Effizienz und solide 
Wirtschaftspolitik funktionieren nicht, wenn es 
große Ungleichheit gibt. Denn die Verlierer be-
gehren auf. Wir konnten das in der Phase der 
Globalisierung beobachten.

Nun hat Ungleichheit viele verschiedene Di-
mensionen. Ohne Frage hat die Globalisierung 
die globale Ungleichheit verringert: Der Ab-
stand zwischen der Durchschnittsbürgerin in 
Vietnam und der Durchschnittsbürgerin in 
Deutschland oder den USA ist kleiner gewor-
den. Auch sagte die Handelstheorie voraus, dass 
die Lohnungleichheit in reichen Ländern zu-
nehmen würde, und genau das haben wir be-
obachtet. In Lateinamerika, Indien oder ande-
ren Niedriglohnländern dagegen sollte die 
Lohnungleichheit eigentlich zurückgehen. Das 
aber ist nicht geschehen. 

Ein weiterer Aspekt von Ungleichheit ist das 
Kräfteverhältnis zwischen Unternehmen und 
Verbrauchern, zwischen Unternehmen und 
Haushalten, zwischen großen multinationalen 
Konzernen und Arbeitnehmern. Auch hier sind 
die Auswirkungen sehr komplex. Einerseits 
könnte man sagen, dass multinationale Konzer-
ne in Entwicklungsländern viel Gutes bewirkt 
haben. Sie haben Umweltstandards durchge-
setzt, manchmal waren auch die Arbeitsstan-
dards in multinationalen Unternehmen we-
sentlich höher als im Rest der Welt. Es gibt 
aber auch andere Fälle. Ein Beispiel, mit dem 
ich mich beschäftigt habe, ist die weltweite 
Durchsetzung von Patenten im Pharmabereich. 
Natürlich unterstützt jeder Ökonom die Schutz-
rechte geistigen Eigentums. Wir alle wissen, 

dass ohne diesen Schutz keine Innovation mög-
lich ist. Gleichzeitig hatte die Harmonisierung 
des Schutzes geistigen Eigentums zwischen In-
dien und den Vereinigten Staaten viele unbe-
absichtigte Auswirkungen. Wenn Preise regu-
liert werden und Patentschutz besteht, haben 
große multinationale Unternehmen kein Inter-
esse daran, in einen Markt einzutreten; viele 
lebensrettende Medikamente sind nicht ver-
fügbar, weil es in diesen Ländern keinen Ge-
winnanreiz gibt. Politische Maßnahmen können 
also gut gemeint sein, die tatsächlichen Aus-
wirkungen fallen oft jedoch ganz anders aus. 
Man muss den institutionellen Kontext, die his-
torischen Umstände und vor allem die Markt-
struktur, die Regulierung und den Grad des 
Wettbewerbs berücksichtigen. 

Lassen Sie mich zum Abschluss noch einen für 
mich neuen Forschungsbereich erwähnen: 
Mein neuestes Interesse gilt der Gleichstellung 
der Geschlechter. Die große Frage ist ja, wie 
Entwicklungsländer unter den aktuellen Um-
ständen vorankommen können. Ich bin hier 
pessimistisch, da externe Märkte nicht mehr 
die Rolle spielen können, die sie in der Vergan-
genheit spielten. So sind Entwicklungsländer 
und kleine Länder mehr denn je auf ihre Bin-
nenmärkte und ihre heimischen Ressourcen 
angewiesen. Und keine heimische Ressource 
ist wichtiger als die eigene Bevölkerung, das 
eigene Humankapital. Daher müssen die Talen-
te von etwa 50 Prozent der Bevölkerung ge-
nutzt werden – nämlich der Frauen. Die Gleich-
berechtigung der Geschlechter betrachte ich 
weniger als Menschenrechtsfrage, sondern als 
eine Frage des Wachstums, der Produktivität.

Ich bedanke mich noch einmal ganz herzlich 
für die Anerkennung, die der A.SK Award be-
deutet. Wir leben in einer Zeit, in der sich die 
meisten Länder und politischen Entschei-
dungsträger*innen nach innen wenden, sich 
auf ihre heimischen Märkte, auf ihre eigenen 
Länder konzentrieren. Für Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler besteht die Versu-
chung, etwas Ähnliches zu tun, nämlich sich 
nach innen zu wenden und nur mit Gleichge-
sinnten zu sprechen, sich der Komplexität der 
Wirklichkeit zu entziehen. Ich hoffe sehr, dass 
diese Auszeichnung auch andere dazu inspirie-
ren wird, nicht diesen Weg zu gehen, sondern 
weiterhin Fragen zu stellen, die für die Welt  
relevant sind. 

  Der Text ist gemäß der Creative-Commons-Lizenz CC BY 4.0 nachnutzbar: https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Gäste

Francisco Batista, Doktorand an der NOVA Uni-
versity of Lisbon (Portugal) ist von Januar bis 
Ende Mai 2026 Gast am Zentrum für Zivilgesell-
schaftsforschung. Er promoviert zum Thema 
„Cooperation Between Christian Social Move-
ments and the Radical Right Chega in Portugal“. 

Megan Fellows, wissenschaftliche Mitarbeite-
rin an der Technischen Universität Darmstadt, 
ist von Januar bis März 2026 Gastwissen-
schaftlerin in der Abteilung Global Governance. 
Sie wird während ihres Aufenthalts an metho-
dischen Perspektiven der computergestützten 
Textanalyse und der Diskurstheorie arbeiten.

Morien El Haj ist von Januar bis Mitte März 
2026 Gastwissenschaftlerin der Forschungs-
professur Arbeit, Familie und soziale Ungleich-
heit. Sie ist Doktorandin und Lehrassistentin 
am Fachbereich Wirtschaftswissenschaften der 
Ghent University (Belgien). Am WZB wird sie 
gemeinsam mit Lena Hipp und ihrem Team an 
einem Vignettenexperiment arbeiten, das die 
Aufstiegschancen von Eltern untersucht. 

Ehrungen / Preise

Zwei Forscherinnen wurden mit dem Friends 
of the WZB Award 2025 ausgezeichnet:  
Dr. Berenike Firestone, wissenschaftliche Mit-
arbeiterin der Abteilung Transformationen der 
Demokratie, erhielt den Preis für ihr Interview 
„Aktives Erinnern“ im Deutschlandfunk Kultur 
am 6. Mai. Darin erläutert sie die Ergebnisse ei-
ner groß angelegten randomisierten Studie zur 
Teilnahme am Projekt #everynamecounts der 
Arolsen Archives, des weltweit größten Archivs 
zur NS-Verfolgung. Christin Jänicke wurde für 
ihren Artikel „Entwicklung rechter, rassisti-
scher und antisemitischer Gewalt in Deutsch-
land“ ausgezeichnet. Ihre umfassende interdis-
ziplinäre Analyse zeigt, dass rechte Gewalt kein 
ostdeutsches Nachwendephänomen ist, son-
dern sich kontinuierlich durch beide deutschen 
Nachkriegsgesellschaften zieht. Sie ist wissen-
schaftliche Mitarbeiterin des Zentrums für  
Zivilgesellschaftsforschung.

Dr. Clara van den Berg 
wurde für ihre Dis-
sertation „What 
Sticks? The Pro-
Refugee Mobilization 
of 2015/16 and the 
Lasting Formation of 
Local Civic Action 

Communities“ mit 
dem Tiburtius-Preis der 

Landeskonferenz der Rektor*innen und Präsi-
dent*innen der Berliner Hochschulen (LKRP) 
ausgezeichnet. Sie ist wissenschaftliche Mitar-
beiterin des Zentrums für Zivilgesellschaftsfor-
schung am WZB und an der Freien Universität 
Berlin. 

Magdalena Kennel erhielt von der Stiftung 
Deutsch‑Amerikanische Wissenschaftsbezie-
hungen (SDAW) ein Reisestipendium für Studie-
rende zur Teilnahme an der 17. German Ameri-
can Conference im November 2025 in Cam-
bridge, MA. Sie ist studentische Hilfskraft in 
der Abteilung Global Governance. 

Prof. Dr. Dorothea Kübler, Direktorin der Abtei-
lung Verhalten auf Märkten, wurde als Ordentli-
ches Mitglied in die Berlin-Brandenburgische 
Akademie der Wissenschaften aufgenommen. 

Dr. Justyna Stypińska, 
wissenschaftliche 
Mitarbeiterin der 
Forschungsgruppe
Globalisierung,  
Arbeit und Produkti-
on, wurde für die 
Studienjahre 

2025/26 und 2026/27 
auf die Dorothea-Erxle-

ben-Gastprofessur an der Otto-von-Guericke-
Universität Magdeburg berufen. Sie untersucht, 
ob algorithmische Systeme langfristig zu ge-
rechteren, inklusiveren Gesellschaften beitra-
gen können – oder ob sie im Gegenteil neue 
Formen sozialer Ungleichheit erzeugen und be-
stehende Muster der Ausgrenzung verstärken.

Personen
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Dr. Teresa Völker wurde für ihre Dissertation 
„Mainstreaming the Far Right: How Far-Right 
Actors and Ideas Shape Public Debates“ mit dem 
Dissertationspreis 2025 der Deutschen Vereini-
gung für Politikwissenschaft (DVPW) e. V. ausge-
zeichnet. Sie ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
des Zentrums für Zivilgesellschaftsforschung. 

Promotionen

Florian Irgmaier, 
Gastwissenschaftler 
der Forschungs-
gruppe Politik der 
Digitalisierung, hat 
im Oktober seine 
Promotion „Wissen-

schaft und Technik 
in der sozialen Kon

struktion von Möglich-
keitshorizonten“ an der Universität Bielefeld 
erfolgreich abgeschlossen.

Josefine Matysiak hat 
ihre kumulative Dis-
sertation „Die Mes-
sung rassistischer 
Bildungsungleich-
heiten in Deutsch-
land. Praktiken, Her-

ausforderungen und 
Lösungsansätze im 

Rahmen von Antidiskri-
minierungsdaten“ an der Humboldt-Universität 
zu Berlin erfolgreich verteidigt. Sie ist wissen-
schaftliche Mitarbeiterin der Forschungsgruppe 
Nationales Bildungspanel und war Stipendiatin 
der Stiftung der Deutschen Wirtschaft (sdw).

Mitarbeitende

PD Dr. Dana Burchardt ist seit September 2025 
wissenschaftliche Mitarbeiterin der Forschungs-
professur Internationales und vergleichendes 
Verfassungsrecht. Als Heisenberg-Fellow der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
forscht sie an ihrem Projekt „Interacting Legal 
Spaces“.

Kaja Kröger ist seit September wissenschaft-
liche Redakteurin in der Forschungsgruppe 
Recht und Steuerung im Kontext sozialer Un-
gleichheiten. Zuvor war sie Medienreferentin 
der Kommunikationsabteilung des WZB.

Lena Röllicke, ehemalige Mitarbeiterin und 
derzeitige Gastwissenschaftlerin in der Abtei-
lung Global Governance, hat am 1. Oktober 
2025 eine Stelle als wissenschaftliche Mitar-
beiterin an der Professur für Allgemeine So-
ziologie und Konfliktsoziologie an der Justus-
Liebig-Universität Gießen angetreten.

Dr. Nhat An Trinh ist 
wissenschaftliche 
Mitarbeiterin der Ab-
teilung Ausbildung 
und Arbeitsmarkt 
und Co-Projektleite-
rin des internationa-
len Projekts „Wealth 

and Social Cohesion 
from a Relational Per-

spective“ (WESOREL), das von der Volkswagen-
Stiftung gefördert wird. Ihre Arbeit konzentriert 
sich auf Ungleichheit, soziale Mobilität, Klasse 
und Wohlstand aus einer inter- und intragene-
rationellen Perspektive. 

Das WZB trauert um 
Prof. Kimuli  
Kasara Ph.D., die am 
25. November 2025 
nach langer Krank-
heit in New York ver-
storben ist. Kimuli 
Kasara war von 2021 

bis 2024 Visiting Re-
search Professor am WZB 

und arbeitete eng mit der Abteilung Institutio-
nen und politische Ungleichheit zusammen. Sie 
war Expertin für ethnische Politik, politische 
Gewalt und Umverteilungspolitik. Kimuli Kasara 
wurde für ihre intellektuelle Großzügigkeit, ih-
ren Mut und ihren Witz sehr geschätzt. Ihre 
Freunde und Kolleginnen am WZB werden sie 
vermissen.
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Veranstaltungen
15. bis 16. Januar 2026 
Salon des FairErbens II
Tagung

Die Vermögensungleichheit in Deutschland und 
Österreich ist im internationalen Vergleich 
sehr hoch. Hauptgrund hierfür sind Erbschaf-
ten und Schenkungen: Mehr als die Hälfte aller 
Vermögen ist heutzutage nicht mehr selbst er-
arbeitet, sondern „unverdientes Einkommen“. 
Die Tendenz steigt. Das Problem ließe sich an-
gehen, indem die Erbschaftsteuer gestärkt be-
ziehungsweise wieder eingesetzt würde. Auf-
bauend auf der ersten Runde des Formats zur 
Vermögensungleichheit in Deutschland und 
Österreich und zur Reform der Erbschaftssteu-
er, die 2024 stattfand, treffen sich erneut Ex-
pert*innen aus der Forschung und Zivilgesell-
schaft und wollen ausloten, was sie eint, wo es 
noch Brücken zu schlagen gilt und wie die Zu-
kunft einer wissenschaftlichen Intervention im 
öffentlichen Diskurs aussehen könnte.
Veranstalter*in: Dr. Martyna Linartas (FU Berlin/
Exzellenzcluster „Contestations of the Liberal 
Script“/SCRIPTS), Prof. Dr. Michael Zürn (WZB/
SCRIPTS); Informationen bei: Lina Hayek,  
E-Mail: lina.hayek@wzb.eu

February 10, 2026 
Unemployment Among Adult Children and 
the Health of their Ageing Parents
Lecture

Prof. Dr. Anna Baranowska-Rataj will hold a 
lunch seminar on the topic of “Unemployment 
Among Adult Children and the Health of their 
Ageing Parents” as part of the ECPD Lecture Se-
ries. She is professor in Population Studies at 
the Centre for Demographic and Ageing Re-
search (CEDAR) at Umeå University (Sweden). 
Her research interests concern processes at 
the intersection of labor market, family as well 
as health and well-being of family members. 

Currently she leads the project “The Effects of 
Unemployment on Health of Family Members” 
(HEALFAM).
Organizers: Dr. Lara Bister (WZB/ECPD), Dr. Emily 
Frank (Einstein Center Population Diversity, 
ECPD); Information: Emily Frank,  
E-mail: emily.frank@wzb.eu 

March 26–27, 2026  
Equal Access to Justice:  
Between Normativity and Reality
Conference

Equal access to justice is a cornerstone of de-
mocratic societies – yet the distance between 
normative ideals and lived realities remains 
considerable. Around the world, legal aid sys-
tems face increasing strain, digital innovations 
both empower and exclude, and social inequali-
ties continue to shape how people understand 
and use the law. In an era of deepening social 
and economic divides, the question of how to 
realize equality before the law is more urgent 
than ever.
This interdisciplinary conference will bring to-
gether leading international scholars to discuss 
the latest empirical research and theoretical 
developments on access to justice. Interactive 
panels and discussions will address topics such 
as the evolution of access to justice research, 
digitalization, legal aid, legal culture, and the 
role of civil society. The conference is funded 
by the Volkswagen Foundation NEXT program-
me.
Organizers: Prof. Dr. Michael Wrase (WZB), Prof. 
Dr. Alexander Graser (University of Regensburg), 
Dr. Anna Löbbert (WZB); Information: Dr. Anna 
Löbbert, E-mail: anna.loebbert@wzb.eu; Prof. Dr. 
Michael Wrase, E-mail: michael.wrase@wzb.eu
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Besser mit Uni-Abschluss
Martin Neugebauer, Jan Paul Heisig, Thijs Bol

Ausdauer lohnt sich – jedenfalls in der Ausbil-
dung. Übereinstimmend belegen Studien für 
verschiedene Länder, dass Menschen mit Hoch-
schulabschluss nicht nur eher eingestellt, son-
dern auch besser bezahlt werden als Studien-
abbrecher*innen. „Sheepskin effect“ nennt das 
die Forschung, denn auf Schafshaut, also Perga-
ment, wurden früher die Diplome geschrieben. 
Für die Untersuchung dieses Effekts wurden 
meist Angaben der Angestellten betrachtet. 
Jetzt kamen 335 Personalabteilungen deutscher 
IT-Unternehmen in den Blick, denen knapp 
2.700 fiktive Bewerbungen zugespielt wurden. 
Die Einladungsquote lag tatsächlich fast doppelt 
so hoch für jene, die ein abgeschlossenes Studi-
um nachwiesen. Hintergrundbefragungen zei-
gen: Personalverantwortliche verbinden mit 
dem Abschluss nicht unbedingt höhere kogniti-
ve Fähigkeiten, wohl aber beruflich relevantes 
Können und Durchhaltevermögen.
Martin Neugebauer/Jan Paul Heisig/Thijs Bol: 
„What Does Successful University Graduation Sig-
nal to Employers? A Factorial Survey Experiment 
on Sheepskin Effects“. In: European Sociological 
Review, 2025, Jg. 41. DOI: 10.1093/esr/jcaf028. 

Sicherheitsbedenken können 
Wahlen entscheiden
Jeyhun Alizade

Die Sorge, Zuwanderung könne Kriminalität 
verstärken, nimmt quer durch verschiedene 
Bevölkerungsgruppen zu. Auch unter „Kosmo-
polit*innen“, also linken, hochgebildeten Städ-
ter*innen, ist diese Sorge weiter verbreitet als 
bisher angenommen – und sie bestimmt Wahl-
entscheidungen mit. Auf der Grundlage von 
Umfragedaten aus 14 europäischen Staaten un-
terscheidet Jeyhun Alizade drei Arten wahrge-
nommener Bedrohung durch Migration: kultu-

relle, ökonomische und sicherheitsbezogene. 
Sicherheitsbedenken überlagern zunehmend 
ideologische Differenzen, hier fallen die partei-
politischen Unterschiede jedenfalls am ge-
ringsten aus. Für Deutschland bedeutet das, 
dass Grünen- und SPD-Wähler*innen zu Mitte-
Rechts-Parteien abwandern können, wenn die-
se eine restriktivere Haltung zu Kriminalität 
im Zusammenhang mit Migration einnehmen. 
Jeyhun Alizade: „The Electoral Politics of Immigra-
tion and Crime“. In: American Journal of Political 
Science, 2025, S. 1–18.  
DOI: 10.1111/ajps.70013.

Helfen wollen 
Hande Erkut, Ernesto Reuben

Großzügigkeit oder der Wille zur Zusammenar-
beit wurden in der Ökonomie schon des Öfte-
ren untersucht. Unterbelichtet ist dagegen bis-
lang die Frage danach, welche Faktoren Hilfs-
bereitschaft fördern. Dabei sind Hilfe und 
gegenseitige Unterstützung zentral für den Er-
folg einer Organisation. Hande Erkut und Erne-
sto Reuben haben in einem Experiment ein 
Spiel eingesetzt. Im „Helping Game“ entscheidet 
jede teilnehmende Person individuell, ob und 
wie vielen anderen sie helfen möchte. Je mehr 
sie hilft, desto kleiner wird allerdings der Nut-
zen, den jede andere Person davon hat. Ganz 
klar zeigt sich: Der Wille zu helfen ist eng ver-
knüpft mit der sozialen Verbindung zwischen 
beiden Beteiligten (im Spiel hergestellt durch 
unterschiedliche Grade der Kommunikation). 
Und er wird auch größer, wenn eine Person 
eine zentrale Rolle im sozialen Netzwerk zuge-
schrieben bekommt.
Hande Erkut/Ernesto Reuben: „Social Networks 
and Organizational Helping Behavior: Experimen-
tal Evidence from the Helping Game“. In: Journal 
of Public Economics, 2025, H. 246.  
DOI: 10.1016/j.jpubeco.2025.105388.

Vorgestellt
Publikationen aus dem WZB
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Doppelter Nachteil
Marcel Knobloch

Vorstrafen erschweren die Jobsuche erheblich – 
besonders für Bewerber mit einem türkisch 
klingenden Namen. Das zeigt Marcel Knobloch 
in einem Feldexperiment: Er verschickte mehr 
als 2.000 Initiativbewerbungen an Reinigungs- 
und Sicherheitsfirmen in ganz Deutschland. Die 
fiktiven männlichen Bewerber mit deutschem 
oder türkischem Namen waren teilweise wegen 
eines geringfügigen Drogendelikts vorbestraft. 
Die besten Beschäftigungschancen hatten Ar-
beitsuchende mit deutschem Namen und ohne 
Vorstrafe. Bereits einmalige Straftaten ohne 
Freiheitsstrafe beeinträchtigten die Beschäfti-
gungschancen deutlich, auch wenn die Bewerber 
aufgrund ihrer Ausbildung und Arbeitserfah-
rung ein vielversprechendes Profil hatten. Be-
merkenswert ist auch, dass vorbestrafte Arbeit-
suchende mit deutschem Namen ebenso viele 
positive Antworten erhielten wie Bewerber mit 
türkischem Namen ohne Vorstrafe. 
Marcel Knobloch: „The Impact of Criminal Records 
and Ethnic-sounding Names on Young Men’s Em-
ployment Chances in Germany: Field Experimental 
Evidence“. In: Zeitschrift für Politik ZfP, Special 
Issue 12. Labor Market Related Discrimination of 
Women and Migrants, 2025, S. 145-174.  
DOI: 10.5771/9783748949398-145.

Dr. jur. ChatGPT 
Philipp Günther, Johanna Behr, Leonie Thies

Es begann in Bereichen wie Flugpassagierrech-
te oder Mietstreitigkeiten, inzwischen sind sie 
auf fast allen Feldern der Rechtsprechung zu 
finden: Sogenannte Legal-Tech-Unternehmen 
bieten über nutzerfreundliche Online-Portale 
juristischen Rat und Beistand an. Was bedeutet 
das für die konventionellen Anwält*innen? Wel-
che beruflichen Identitäten bilden sich heraus? 
Gibt es eine Konkurrenz um dieselben Arbeits-
bereiche? Oder zeichnet sich eine stabile Ar-
beitsteilung ab? Diesen Fragen gehen die Au-
tor*innen für den deutschen Kontext mit Hilfe 
von Interviews mit Expert*innen und der Ana-
lyse öffentlicher Stellungnahmen und juristi-
scher Texte nach. Relevant ist die Studie nicht 
zuletzt, weil sie Rückschlüsse auf andere Be-
rufsfelder zulässt, die mit ähnlichen Interes-
senskonflikten konfrontiert sind.
Philipp Günther/Johanna Behr/Leonie Thies: 
„Navigating Jurisdictional Boundaries: Traditional 

Lawyers vs. Legal Tech Firms in the German Legal 
Services Market“. In: Zeitschrift für Rechtssozio-
logie, 2025, Jg. 45, H. 1, S. 1-29.  
DOI: 10.1515/zfrs-2025-2004. 

Autoritarismus digital
Lisa Garbe, Seraphine F. Maerz, Tina Freyburg

Wer umfassende Herrschaft ausüben will, muss 
auch den digitalen öffentlichen Raum kontrol-
lieren. Autoritäre Regierungen bedienen sich 
für den Ausbau der Internet-Infrastruktur oft 
ausländischer Direktinvestitionen – aus ande-
ren Autokratien. Lisa Garbe und ihre Co-Auto-
rinnen haben solche Zusammenhänge anhand 
von Daten aus afrikanischen Staaten unter-
sucht. Sie stellen fest, dass autoritäre Regime 
die Online-Repression ausweiten können, wenn 
mindestens ein Internetdienstanbieter im Be-
sitz eines ausländischen autokratischen Inves-
tors ist. Der Kreis der Investoren geht über die 
großen autokratischen Mächte hinaus und um-
fasst Autokratien auf der ganzen Welt, bei-
spielsweise Vietnam und Katar. Dies offenbart 
ein weitreichendes und vielfältiges Netzwerk 
autokratischer Staaten, das die digitale Kontrol-
le systematisch ausbaut.
Lisa Garbe/Seraphine F. Maerz/Tina Freyburg: 
„Authoritarian Collaboration and Repression in 
the Digital Age: Balancing Foreign Direct Invest-
ment and Control in Internet Infrastructure“.  
In: Democratization, 2025, S. 1-24.  
DOI: 10.1080/13510347.2024.2442377.
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Das WZB im Dialog: Medien, Podien und Begegnungen
Gabriele Kammerer

Im WZB tut sich viel: öffentlich durch Publikationen, Vorträge und Diskussionen, auf wissen-
schaftlichen Konferenzen und in Workshops, durch persönlichen Austausch on- und offline.  
WZB-Forscherinnen und -Forscher bringen auf vielfältige Weise ihre Expertise ein. Wir lassen 
einige Begegnungen, Stellungnahmen und Reaktionen darauf Revue passieren.

Weltweit führend 
Grund zum Feiern kurz vor dem Fest: Der Senat 
der Leibniz-Gemeinschaft bescheinigt dem 
WZB ausgezeichnete wissenschaftliche Leistun-
gen und empfiehlt die weitere Förderung durch 
Bund und Land. Das WZB sei „eine der weltweit 
führenden Forschungsreinrichtungen in sei-
nem Bereich“, heißt es in der Stellungnahme, 
die auf dem Bericht einer Gruppe externer Gut-
achter*innen beruht, die uns im März dieses 
Jahres besucht haben. Gelobt wird nicht nur 
die Forschung, sondern auch der engagierte 
Transfer der Erkenntnisse in Politik und Ge-
sellschaft. Alle sieben Jahre steht eine solche 
Evaluierung bei Leibniz-Instituten an. Frohen 
Mutes sammeln wir jetzt also schon mal Daten 
und Erfolge für 2032.

WZB wirkt 
Apropos Transfer. Der Austausch zwischen For-
schung und Gesellschaft ist ein zentrales Anlie-
gen des Vereins der Freundinnen und Freunde 
des WZB. Auch 2025 wieder fördert der Verein 
Projekte, die an dieser Schnittstelle angesiedelt 
sind. „Wissenschaft und Müllabfuhr im Dialog“ 
heißt das Vorhaben von Lena Hipp und Stefan 
Munnes von der Forschungsprofessur Arbeit, 
Familie und soziale Ungleichheit. In Kooperati-
on mit der Berliner Stadtreinigung sollen Da-
ten zur Vermüllung öffentlicher Räume und 
zur Arbeit dagegen gesammelt und mit sozio-
ökonomischen Angaben in Bezug gesetzt wer-
den. Gefördert werden außerdem Lara Bister 
und Emily Frank aus der Forschungsgruppe 
Gesundheit und soziale Ungleichheit, die sich 
mit Forschung zu Obdachlosigkeit, Migration 
und Gentrifizierung in Berliner Spätis wagen 
wollen. Davon wird zu berichten sein.

Ehrenmann 
Apropos Freunde des WZB. Die sind kaum vor-
stellbar ohne ihren Schatzmeister Wolfgang 
Hünnekens. Der Honorarprofessor für Digitale 
Kommunikation an der Universität der Künste 
Berlin und Unternehmensberater hat vier gan-
ze Amtszeiten lang als Schatzmeister die Kasse 
des Vereins geführt. Passend zum Zahlen-Heft 
übergibt der Herr dieser Zahlen das wichtige 
Ehrenamt an seinen Nachfolger Thorsten Frei-
berger, Leiter Organisations- und Produktivi-
tätsmanagement bei der Berliner Sparkasse. 
Ein großer Dank gebührt beiden, denn Engage-
ment braucht Infrastruktur.  

Normalisierung I 
Eine einleuchtende, wenn auch nicht beruhi-
gende Erklärung zum Aufstieg extrem rechter 
Parteien hat Vicente Valentim. Der portugiesi-
sche Politikwissenschaftler, Assistenzprofessor 
an der IE University in Madrid, hat im Novem-
ber den A.SK Bright Mind Award des WZB be-
kommen. Sein Buch „Die Normalisierung der 
radikalen Rechten“ erscheint im Januar auf 
Deutsch – im Interview mit der ZEIT stellt Va-
lentim die zentrale These vor. Und die lautet: 
Menschen ändern ihre politischen Einstellun-
gen nicht schnell, weder aus wirtschaftlichen 
noch aus kulturellen Gründen. Die extrem 
rechten Ansichten, die sich jetzt vermeintlich 
plötzlich in Wahlergebnissen vervielfachen, 
waren eher schon lange vorhanden. Geändert 
haben sich allein die sozialen Normen; es liegt 
kein Stigma mehr darauf, sich extrem rechts zu 
äußern. Das würde bedeuten: Die Menschen 
wählen jetzt so, wie sie schon lange dachten.

Nachlese
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Normalisierung II 
Wie eine Fortsetzung zum Interview von  
Vicente Valentim liest sich das Interview, das 
Teresa Völker dem Tagesspiegel gegeben hat. 
Die Politikwissenschaftlerin, deren Promotion 
zu den Mechanismen, die die extreme Rechte 
dem Mainstream näherbringen, gerade von der 
Deutschen Vereinigung für Politikwissenschaft 
ausgezeichnet wurde, sagt: „Man kann Trends 
umkehren, sofern das Bewusstsein wächst, dass 
man nicht nur mit der Partei [AfD] kritisch um-
gehen muss, sondern auch mit den Ideen, die 
sie verbreitet.“ Sie empfiehlt, die Perspektiven 
von Betroffenen rechtsextremer Gewalt und 
das Engagement der demokratischen Zivilge-
sellschaft stärker in den Blick zu nehmen. Au-
ßerdem brauche es einen „Cordon sanitaire in 
der Politik und in öffentlichen Debatten“, also 
eine Art diskursive Brandmauer.

Vorlese: „Männer“ 
Wir haben lange kein Heft zum Thema „Gender“ 
gemacht. Dabei ist das Thema nicht nur in der 
Forschung des WZB, sondern auch in der Ge-
sellschaft nicht auserzählt, im Gegenteil. Anset-
zen wollen wir mit unserem März-Heft bei den 
Männern, natürlich geht es aber auch um Frau-
en – und alle anderen. 

Blaue Engel 
Haben Sie es gemerkt? Wir haben uns verän-
dert. Seit der letzten Nummer, September 2025, 
werden die WZB-Mitteilungen auf 100-Prozent-
Recycling-Papier gedruckt. Noch probieren wir 
aus, wie unser traditionelles Grün darauf am 
besten zum Strahlen kommt – was könnte bes-
ser dafür geeignet sein als ein Heft im Zeichen 
der Erbse? Diesmal ist jedenfalls der (blaue) 
Cyan-Anteil etwas höher. Ansonsten aber 
stimmt alles: Das neue Verfahren schont Res-
sourcen und Umwelt, die ungestrichene Ober-
fläche und die hohe Dichte des Papiers machen 
Anfassen und Lesen zum Vergnügen. Im Im-
pressum prangt jetzt der Blaue Engel – ein 
Logo, das auch die Druckerei Bonifatius selbst 
als Unternehmen trägt. Denn ihre gesamten 
Abläufe folgen umwelt- und gesundheitsrele-
vanten Kriterien: Zum Einsatz kommen etwa 
Naturstrom, kein Industriealkohol und mineral-
ölfreie Farben.
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Zu guter  
Letzt:

Wider die 
Ausbeutung
Tierschutz als 
angewandte 
Sozialforschung

Sueda Evirgen

Neugier, Fakten und sorgfältiges Denken 
helfen, soziale Probleme zu verstehen 
und zu lösen. Diese Überzeugung hat 

mich dazu bewogen, eine akademische Lauf-
bahn einzuschlagen. Ich forsche zu sozialer Ge-
rechtigkeit, ich will wissen, wie rassistische und 
ethnische Vorurteile Entscheidungen zur Um-
verteilung beeinflussen und wie institutionelle 
Strukturen Ungleichheit verstärken oder be-
kämpfen. Gegen Ende meiner Promotion be-
gann mich eine andere Form der Ungerechtig-
keit zu beschäftigen: die systematische Ausbeu-
tung von Tieren. Es wurde mir immer stärker 
bewusst, wie tief diese in sozialen Normen und 
in den Wirtschaftssystemen verankert ist und 
wie nicht nur individuelle Entscheidungen, son-
dern auch kollektive Gewohnheiten und Struk-
turen zu dieser Ausbeutung beitragen. Zu der 
Zeit wohnte ich mit meiner Doktorandenkolle-
gin und Freundin Gülbike Mirzaoglu zusammen. 
Wir teilten eine wachsende Leidenschaft für 
diese Themen und unsere nächtlichen Gesprä-
che drehten sich oft um dieselbe Frage: Wie 
können wir das, was wir in unseren Doktorar-
beiten lernen, für den Tierschutz einsetzen?

Als Wissenschaftlerinnen sahen wir hier deutli-
che Lücken. Es gibt nur sehr wenige For-
schungsarbeiten im Bereich des Tierschutzes 
und ein Großteil der vorhandenen Arbeiten 

konzentriert sich auf die westliche Welt, obwohl 
die überwiegende Zahl der Nutztiere in den Re-
gionen der Globalen Mehrheit lebt. Wir stellten 
auch fest, dass nur wenige Menschen in der 
Tierschutz-Bewegung eine Ausbildung in Ver-
haltenswissenschaften oder Wirtschaftswissen-
schaften hatten – dabei ist es doch ihr Ziel, Ver-
halten zu verstehen und zu verändern. Und 
selbst wo es hervorragende Forschungsergeb-
nisse gibt, erreichen sie selten die Tierschüt-
zer*innen, und sie beantworten ihre drän-
gendsten Fragen nicht. Die Ergebnisse werden 
oft in Form von langen Berichten voller Zahlen 
und Tabellen präsentiert und nicht in Formaten, 
die sich leicht für Kampagnen oder Öffentlich-
keitsarbeit nutzen lassen. Diese Lücken wollten 
wir schließen und die Forschung für alle, die 
sich für Tiere einsetzen, zugänglich und direkt 
nutzbar machen. Wir wollten Wissenschaft und 
gesellschaftliches Engagement miteinander 
verbinden. So gründeten Gülbike und ich die 
Forschungsorganisation Animetrics.

Wir arbeiten dort auf drei Feldern. Erstens for-
schen wir zu zentralen Fragen der Aktivistin-
nen und Aktivisten: Wie lassen sich Ernäh-
rungsgewohnheiten ändern, wie können Bot-
schaften formuliert werden? Wie sehen 
effiziente und wirksame Kampagnen aus? 
Zweitens befassen wir uns damit, Erkenntnisse 
in Maßnahmen umzusetzen. Wir beginnen Stu-
dien in enger Zusammenarbeit mit Organisati-
onen, die bereits Erfahrungen im aktiven Tier-
schutz haben, sodass die Forschungsfragen und 
das Design auf ihre Realitäten und Bedürfnisse 
zugeschnitten sind. Die Ergebnisse veröffentli-
chen wir in leicht zugänglichen Formaten wie 
kurzen Berichten, Grafiken und Handlungsemp-
fehlungen. Gemeinsam entwickeln wir dann 
eine Strategie, um die Ergebnisse in die Praxis 
umzusetzen. Außerdem sammeln wir Feedback 
und lernen daraus, was funktioniert und was 
verbessert werden kann. Drittens wollen wir 
die Organisationen selbst befähigen, For-
schungsergebnisse zu nutzen. Wir schulen die 
Aktivist*innen in den Bereichen Umfragede-
sign, Datenerhebung und Auswertung, damit 
sie ihre eigenen Erkenntnisse sammeln und 
interpretieren können. In den zwei Jahren seit 
Beginn unserer Arbeit haben wir mehr als ein 
Dutzend Organisationen in Afrika und Asien 
unterstützt und kostenlos hunderte Stunden 
praktischer Schulungen angeboten.

Unsere Arbeit konzentriert sich auf den Globa-
len Süden und Regionen mit muslimischer 
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Mehrheit. In diesen Gebieten spielen Tiere eine 
große Rolle – außerdem liegt dort unsere Hei-
mat. Gülbike und ich sind in der Türkei in mus-
limischen Familien aufgewachsen, und in die-
sen Familien sind Essen, Glaube und Ethik eng 
miteinander verbunden. Dennoch fehlen in der 
globalen Tierrechtsbewegung muslimische Per-
spektiven fast vollständig. Dieses Fehlen ist 
folgenschwer. Muslime machen fast ein Viertel 
der Weltbevölkerung aus, und religiöse Halal-
Regeln für den Umgang mit Lebensmitteln be-
einflussen einen großen Teil der weltweiten 
Fleisch- und Milchproduktion. Wenn wir wirk-
lich Fortschritte für das Tierwohl erzielen wol-
len, müssen wir die moralischen und kulturel-
len Gründe für Ernährungsentscheidungen 
verstehen.

In einer aktuellen Studie haben wir zum Bei-
spiel untersucht, wie muslimische Verbrauche-
rinnen und Verbraucher in der Türkei das 
Wohlergehen von Tieren in der Lebensmittel-
produktion nach Halal-Regeln wahrnehmen. 
Für die meisten Befragten war es sehr wichtig, 
dass die Lebensmittel, die sie essen, halal sind. 
Viele gingen davon aus, dass dann auch auto-
matisch höhere Tierschutzstandards gelten. Die 
wenigsten wussten, dass bestimmte industriel-
le Praktiken, die ernsthafte Bedenken hinsicht-
lich des Tierschutzes aufwerfen – etwa das Tö-
ten von Küken oder das Schnabelkürzen –, 
nach den geltenden Halal-Vorschriften zulässig 
sind. Nachdem wir sie darüber informierten, 
gaben viele an, dieses Wissen werde ihre zu-
künftigen Kaufentscheidungen beeinflussen. 
Einschränkend muss beachtet werden, dass es 
sich hierbei um Absichten und nicht um beob-
achtetes Verhalten handelt. Und doch gibt diese 
Forschung wertvolle Anhaltspunkte für den 
Tierschutz in religiösen Kontexten. Damit kön-
nen wir Organisationen unterstützen, die mit 
muslimischen Gemeinschaften zusammenar-
beiten, und gemeinsam Kampagnen entwickeln, 
die für Tierwohl in der Halal-Lebensmittelpro-
duktion sensibilisieren. 

Mein Engagement bei Animetrics hat meinen 
Blick auf die Forschung und meine Herange-
hensweise an die akademische Arbeit maßgeb-
lich geprägt. Die Leitung einer kleinen For-
schungsorganisation, die Zusammenarbeit mit 

Interessenverbänden und die Umsetzung von 
Erkenntnissen in Strategien – all das hat mich 
gelehrt, fundiertere Fragen zu stellen. Ich den-
ke ganz anders darüber nach, was Erkenntnisse 
wirklich nützlich macht, wie sie Veränderun-
gen bewirken können. Ich sehe die Probleme 
bei der Anwendung von Forschungsergebnis-
sen auf das reale Leben; aber ich weiß auch, 
dass Lösungen streng wissenschaftlich und 
praktisch anwendbar zugleich sein können.

Im Oktober habe ich eine Postdoc-Stelle am 
WZB angetreten, wo ich zu prosozialem Verhal-
ten forsche – und zu Maßnahmen, die dieses 
fördern können. Ich finde es fantastisch, mich 
in einem Umfeld zu bewegen, in dem diese 
Fragen mit analytischer Tiefe und mit sozia-
lem Verantwortungsgefühl bearbeitet werden. 
Ich freue mich darauf, das, was ich am WZB 
lerne, in meine Arbeit bei Animetrics einzu-
bringen, aber auch meine Erfahrungen bei  
Animetrics für meine akademische Forschung 
zu nutzen. 

Mehr Informationen zur Organisation:  
www.animetrics.org

Sueda Evirgen  ist wissenschaftliche Mitarbeite-
rin der Forschungsgruppe Information, Anreize, 
Ungleichheit am WZB. Sie erforscht Umvertei-
lungsentscheidungen und wie diese durch diskri-
minierende Präferenzen, ethnische Vielfalt, Ste-
reotype und normative Prinzipien geprägt sind. 
Sie ist Mitbegründerin der Forschungsorganisati-
on Animetrics, die sich für den Tierschutz einsetzt. 
�sueda.evirgen@wzb.eu
Foto: © privat, alle Rechte vorbehalten
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Das kommt:
„Männer“
1|26

Dies ist keine Winterlandschaft. Auch wenn das Motiv unseren diesjährigen Karten- 
beziehungsweise E-Mail-Gruß zum Jahresende ziert. Hinter den Spitzen liegen viel-
mehr statistische Werte. WZB-Forscherin Vanessa Boese-Schlosser hat Daten der Jahre 
1900 bis 2020 zu weltweiten Prozessen von Demokratisierung und Autokratisierung 
ausgewertet. Der weiße Gipfel ist der Höhenflug der Demokratien in den 1990er-Jah-
ren. Die blauen Wellen sind Entwicklungen in Richtung Autokratie. Diese sind im Auf-
schwung begriffen, sie scheinen die Oberhand zu gewinnen. Und zwar selbst dort, wo 
Staaten demokratisch verfasst sind – dafür steht die dunkelblaue Linie. Mehr Infos  
finden Sie auf der Karte: www.wzb.eu/de/news/frohe-feiertage-0 

Was macht Demokratien resilient? Die Frage hat uns zum Beispiel bei der Ersten 
Interdisziplinären WZB-Jahreskonferenz beschäftigt. Sie wird uns ins neue Jahr be-
gleiten. Die Redaktion der WZB-Mitteilungen wünscht Ihnen ein friedvolles, diskutier-
freudiges, buntes und gesundes Jahr 2026!

Grafik: © muskat.design, Berlin.
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